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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und
des Bundeskanzleramtes

1. Abgeordneter
Johannes
Singhammer
(CDU/CSU)

Kann die Bundesregierung zusichern, dass
auch im Jahre 2004 und in den folgenden
Jahren die weltweit anerkannte „Münchner
Sicherheitskonferenz“ am angestammten Ta-
gungsort München mit der gewohnten finan-
ziellen Ausstattung stattfinden wird, oder gibt
es auf Seiten der Bundesregierung bereits erste
Planungen bzw. Überlegungen, den Konfe-
renzort von München weg zu verlegen?

Antwort des Chefs des Presse- und Informationsamtes und
Sprecher der Bundesregierung, Staatssekretär Béla Anda
vom 26. März 2003

Die Bundesregierung ist nicht Veranstalter der Münchner Konferenz
für Sicherheitspolitik. Es handelt sich hierbei ausdrücklich um eine
nicht regierungsamtliche Konferenz.

Da sich der Haushalt für 2004 erst in der Aufstellungsphase befindet,
kann noch keine Aussage über die Gewährung einer Zuwendung ge-
troffen werden.

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

2. Abgeordneter
Thomas
Dörflinger
(CDU/CSU)

Denkt die Bundesregierung angesichts der Tat-
sache, dass in Österreich die Neuauflage einer
Regierungskoalition zwischen der Österreichi-
schen Volkspartei (ÖVP) und der Freiheitli-
chen Partei Österreichs (FPÖ) bevorsteht, er-
neut darüber nach, sich auf der Ebene der eu-
ropäischen Regierungschefs für Sanktionen ge-
genüber Österreich einzusetzen, und wenn
nein, wie bewertet die Bundesregierung die eu-
ropäischen Sanktionen gegenüber Österreich
bei Amtsantritt der Regierung Schüssel/Riess-
Passer in der Vergangenheit?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth
vom 28. März 2003

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, sich für Maßnahmen gegen-
über Österreich einzusetzen. Die abgestimmten Maßnahmen der 14
EU-Mitgliedstaaten im Rahmen einer Gemeinsamen Reaktion vom
4. Februar 2000 wurden auf Beschluss vom 12. September 2000 wie-
der aufgehoben. Grundlage für die Aufhebung war der am 8. Septem-
ber 2000 vorgelegte Bericht der vom Europäischen Gerichtshof für
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Menschenrechte beauftragten „Drei Weisen“ Ahtisaari, Frowein und
Oreja. Der Bericht stellt fest, dass die EU-14-Maßnahmen in Öster-
reich das Bewusstsein für die gemeinsamen europäischen Werte ge-
stärkt, die Anstrengungen der österreichischen Regierung für die
Wahrung dieser Werte gefördert und auch die Zivilgesellschaft moti-
viert haben, diese zu verteidigen.

Die Bundesregierung betrachtet das Verfahren daher als abgeschlos-
sen.

3. Abgeordneter
Hermann
Gröhe
(CDU/CSU)

Kann die Bundesregierung bestätigen, dass für
die mit der Umsetzung des Waffenstillstands
beauftragte Joint Military Mission (JMM) im
Sudan für die laufende Mandatsperiode (Ja-
nuar bis Juli 2003) noch eine Finanzierungs-
lücke von 1,16 Mio. US-Dollar besteht, und
wenn ja, inwiefern besteht die Bereitschaft,
entsprechende zusätzliche Mittel zur Verfü-
gung zu stellen?

Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller
vom 3. April 2003

Die Bundesregierung hat die Joint Military Mission (JMM) im Jahr
2002 mit einem Beitrag von 250 000 US-Dollar unterstützt. Sowohl
die USA als auch Norwegen, das die JMM leitet, sind im März dieses
Jahres mit der Bitte um einen erneuten Finanzierungsbeitrag an die
Bundesregierung herangetreten.

Ob im laufenden Haushaltsjahr – wie angefragt – zusätzliche Mittel
für die JMM zur Verfügung gestellt werden können, wird trotz der
Kurzfristigkeit der eingegangenen Anfrage bereits geprüft. Die Mittel
des hierfür in Frage kommenden Haushaltstitels des Auswärtigen
Amts sind jedoch aufgrund lange vor der Anfrage der JMM eingegan-
genen Verpflichtungen bereits weitgehend gebunden.

4. Abgeordneter
Hermann
Gröhe
(CDU/CSU)

Wie beurteilt die Bundesregierung vor diesem
Hintergrund den weiteren Verlauf des Frie-
densprozesses im Sudan?

Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller
vom 3. April 2003

Nach Auffassung der Bundesregierung sind im sudanesischen Frie-
densprozess bereits substanzielle Fortschritte erzielt worden. Nach
Meinung von Beobachtern – so auch der Sonderberichterstatter der
Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen für Sudan, Bun-
desminister a.D. Gerhart Baum – wurde bei den Friedensverhandlun-
gen der „point of no return“ überschritten. Ein Rückfall auf den Sta-
tus quo ante erscheint derzeit, insbesondere aufgrund des Drucks, den
die USA auf beide Verhandlungsparteien ausüben, wenig wahrschein-
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lich. Ohne die Schwierigkeiten zu verkennen, die noch zu überwinden
sind, sieht die Bundesregierung damit steigende Chancen für eine
friedliche Beilegung des seit 1955 nahezu ununterbrochen andauern-
den sudanesischen Bürgerkriegs.

Der Waffenstillstand in den Nuba-Bergen vom 19. Januar 2002 war
der erste Schritt in diese Richtung. Er gilt mittlerweile als gesichert.
Seine Einhaltung ist für den gesamten Friedensprozess von großer Be-
deutung.

5. Abgeordneter
Hermann
Gröhe
(CDU/CSU)

Sind der Bundesregierung Maßnahmen der
Regierung der Republik Moldau bekannt, die
Arbeit der Oppositionspartei PPDC, der
Christlich-Demokratischen Volkspartei, zu be-
hindern und einzuschränken, z. B. durch die
Drohung, die parlamentarische Immunität des
Parteivorsitzenden Iurie Rosca aufzuheben,
und wenn ja, wie bewertet sie diese?

Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller
vom 3. April 2003

Der Bundesregierung ist bekannt, dass das Justizministerium der Re-
publik Moldau am 22. Januar 2002 die Aktivitäten der Christlich-De-
mokratischen Volkspartei (CDVP) für die Dauer eines Monats sus-
pendiert hat. Zusätzlich war am 23. Januar 2002 vom moldauischen
Parlament die Immunität des CDVP-Vorsitzenden Iurie Rosca und
zwei seiner Stellvertreter aufgehoben worden.

Die moldauische Regierung hat diese Schritte damit begründet, dass
die CDVP trotz fehlender Genehmigung und wiederholter Warnun-
gen des Bürgermeisters und der Regierung unerlaubte Versammlun-
gen auf dem Zentralen Platz der Hauptstadt Chisinau abgehalten ha-
be. Durch die Protestkundgebungen sei die öffentliche Ordnung ge-
stört worden. In einem Gerichtsverfahren solle die Frage geklärt wer-
den, ob die Abhaltung der Versammlungen ohne die erforderliche Ge-
nehmigung einen Gesetzesverstoß darstelle. Hierzu sei die Aufhebung
der Immunität der oppositionellen Parteiführer erforderlich gewesen.

Die Bundesregierung hat die Suspendierung der Partei und die Aufhe-
bung der Immunität der drei Abgeordneten als unzulässigen Eingriff
in das demokratische Gefüge des Landes angesehen. Sie hat daher ge-
meinsam mit ihren Partnern in der EU in einer von der deutschen Bot-
schaft in Chisinau als örtlicher EU-Präsidentschaft am 29. Januar
2002 ausgeführten Demarche gegenüber der moldauischen Regierung
ihre Sorge um Pluralismus und Meinungsfreiheit in der Republik Mol-
dau ausgedrückt und sie dazu aufgefordert, die Suspendierung zurück-
zunehmen. Das moldauische Justizministerium hat daraufhin am
8. Februar 2002 die Suspendierung wieder aufgehoben. Die Immuni-
tät von Iurie Rosca wurde im späteren Verlauf des Jahres 2002 wie-
derhergestellt.

In Folge der Ablehnung eines von ihr angestrebten Referendums zum
Beitritt der Republik Moldau zur EU und zur NATO durch die Zen-
trale Wahlkommission der Republik Moldau hat die CDVP seit Mitte
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Januar 2003 ihre Protestkundgebungen gegen die Regierung wieder
aufgenommen. Derzeit finden die sonntäglichen Versammlungen mit
nur geringer Teilnehmerzahl statt. Im Zusammehang mit der Wieder-
aufnahme der Proteste sind Stimmen laut geworden, die eine erneute
Aufhebung der Immunität des CDVP-Vorsitzenden befüchten. Der-
zeit sieht die Bundesregierung die Immunität von Iurie Rosca nicht
gefährdet. Sie wird die Entwicklung jedoch zusammen mit ihren Part-
nern in der Europäischen Union und im Europarat weiter aufmerk-
sam beobachten.

6. Abgeordneter
Hermann
Gröhe
(CDU/CSU)

Ist der Bundesregierung der Plan der Regie-
rung der Republik Moldau bekannt, Russisch
als zweite Amtssprache einzuführen, und wenn
ja, wie beurteilt sie diesen?

Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller
vom 3. April 2003

Der Bundesregierung ist der Plan der Regierung der Republik Mol-
dau, Russisch als zweite Amtssprache einzuführen, bekannt. Russisch
ist als Verkehrssprache in der Republik Moldau weit verbreitet, etwa
ein Drittel der Bevölkerung ist russischsprachig. Die moldauische Be-
völkerung ist angesichts des hohen Anteils von Minderheiten im Lan-
de in Sprachenfragen im Allgemeinen tolerant.

Die moldauische Regierung hat bei der Ankündigung dieser Maßnah-
me im Januar 2002 und ihrer zusätzlich geäußerten Absicht, Russisch
als Pflichtfach ab dem 2. Schuljahr einzuführen, die Befürchtungen
des eher an Rumänien orientierten Teils der Bevölkerung unter-
schätzt. Dieser sah die beabsichtigte Stärkung der Stellung der russi-
schen Sprache in der Republik Moldau in erster Linie als Versuch,
das Land sprachlich und politisch von Mitteleuropa abzukoppeln und
wieder russischem Einfluss zu unterstellen. Als Folge daraus sah sich
die Regierung einer mehrere Monate dauernden und in ihrer Schärfe
nicht erwarten innenpolitischen Kontroverse gegenüber. Dank der Be-
mühungen der EU und insbesondere des Europarates, die Regierung
und Opposition zu einem innermoldauischen Dialog zu bewegen,
konnte der Konflikt im Mai 2002 vorläufig beigelegt werden. Über
die Einführung von Russisch als zweite Amtssprache ist im Einklang
mit der Resolution 1280 des Europarates vom 24. April 2002 ein Mo-
ratorium verhängt worden. Derzeit steht das Thema nach Einschät-
zung der Bundesregierung in der Republik Moldau nicht auf der poli-
tischen Tagesordnung.

7. Abgeordneter
Dr. Michael
Luther
(CDU/CSU)

Wie ist der Stand der Bemühungen der Bun-
desregierung, den endgültigen Sitz der „Euro-
päischen Agentur für Flugsicherheit“, EASA,
nach Deutschland zu holen, und wann ist dies-
bezüglich mit einer Entscheidung zu rechnen?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth
vom 28. März 2003

Die Standortfrage ist bisher ungeklärt, da der Standort der EASA als
Teil eines Pakets mit anderen Agenturen von den Staats- und Regie-
rungschefs einstimmig festgelegt werden sollte und hierzu bis heute
keine Einigung wegen Differenzen bei anderen Agenturen – insbeson-
dere der Lebensmittelbehörde – zu erzielen war. Nach der Gründung
der EASA mit Verordnung vom 28. September 2002 wird derzeit in-
tensiv am Aufbau der EASA und dem Erlass der notwendigen Verfah-
rensregelungen gearbeitet, wobei als Zwischenlösung Brüssel vorgese-
hen ist. Die Bundesregierung weist darauf hin, dass eine solche Lö-
sung sowohl für das internationale Ansehen der EASA als auch für
die zukünftigen Mitarbeiter und die europäische Luftfahrtindustrie
unbefriedigend ist. Sie strebt daher eine Klärung der Situation so bald
wie möglich an.

8. Abgeordneter
Dr. Michael
Luther
(CDU/CSU)

Wie steht die Bundesregierung zu dem Vor-
schlag, im Sinne der Beschlüsse der Föderalis-
muskommission und im Zuge der EU-Oster-
weiterung sich für einen Standort in den neuen
Bundesländern (z. B. Dresden als Standort mit
historischer Bedeutung) einzusetzen?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth
vom 28. März 2003

Die Bundesregierung war sich im Dezember 2000 bei der Bewerbung
um den Standort der EASA der besonderen Wettbewerbssituation mit
mehreren anderen europäischen Ländern bewusst und hat daher ver-
sucht, einen Bewerbungsort mit den größten Chancen auf Erfolg aus-
zuwählen. Aufgrund der Erfahrungen mit der Arbeitsgemeinschaft
europäischer Luftfahrtbehörden hat dabei die Erreichbarkeit für Teil-
nehmer aus dem europäischen Ausland, insbesondere aus Brüssel, im
Hinblick auf eintägige Besprechungen eine besondere Bedeutung er-
halten. Daher ist die Bewerbung der Stadt Köln aufgrund der Anbin-
dung über den Verkehrsflughafen und die Schnellzugverbindungen
mit Vorrang behandelt worden. Die Vorzüge der Bewerbung der Stadt
Köln waren europaweit so überzeugend, dass von den ehemals etwa
sechs Bewerbungen nur noch zwei Bewerbungen um den Standort der
EASA verblieben sind.

Eine Änderung dieser deutschen Bewerbung wird nicht erwogen, da
ansonst die Chancen insgesamt erheblich beeinträchtigt würden.

9. Abgeordneter
Erwin
Marschewski
(Recklinghausen)
(CDU/CSU)

Wie bewertet die Bundesregierung die Einrich-
tung des Kontaktbüros der Sudetendeutschen
Landsmannschaft in Prag (Quelle: DIE WELT
vom 26. März 2003) für die weitere Entwick-
lung des deutsch-tschechischen Verhältnisses,
und in welcher Form ist die Bundesregierung
gegebenenfalls bereit, die bei der Eröffnung er-
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klärten Ziele des Büros, dem gegenseitigen
Verständnis, Respekt und Vertrauen zu die-
nen, zu unterstützen?

Antwort des Staatsministers Hans Martin Bury
vom 3. April 2003

Die Grundlage der bilateralen Beziehungen der Bundesrepublik
Deutschland zur Tschechischen Republik ist die Deutsch-Tschechi-
sche Erklärung von 1997 mit allen ihren Elementen. Darin verpflich-
ten sich beide Seiten, ihre Beziehungen zukunftsgerichtet weiterzuent-
wickeln und nicht mit aus der Vergangenheit herrührenden politischen
und rechtlichen Fragen zu belasten. In diesem Rahmen begrüßt die
Bundesregierung jede Initiative, die im deutsch-tschechischen Verhält-
nis der Förderung von gegenseitigem Verständnis, Respekt und Ver-
trauen dient.

Die Einrichtung eines „Kontaktbüros“ der Sudetendeutschen Lands-
mannschaft ist eine von zahlreichen Aktivitäten auf zivilgesellschaftli-
cher Ebene im Bereich der deutsch-tschechischen Beziehungen. Ob
die sich dadurch bietende Chance zu einer weiteren Vertiefung des
deutsch-tschechischen Verhältnisses genutzt werden kann, wird vor
allem vom Handeln der unmittelbar Beteiligten abhängen.

10. Abgeordneter
Norbert
Schindler
(CDU/CSU)

Auf welche Art und Weise sind die Auslands-
vertretungen der Bundesrepublik Deutschland
und die regierungsnahen Stiftungen und Ver-
bände/Kammern angewiesen, bei offiziellen
(protokollarischen und gesellschaftlichen) An-
lässen deutsche Weinerzeugnisse zu kredenzen
und in werbendem Sinne auf die Qualität die-
ser Produkte hinzuweisen, und wieweit setzt
sich die Bundesregierung im Ausland, z. B. bei
offiziellen Besuchen deutscher Regierungsdele-
gationen in anderen Staaten, auch mittels
Weinpräsenten, für den Absatz deutscher
Weinprodukte in aller Welt ein?

Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller
vom 27. März 2003

Die deutschen Auslandsvertretungen sind durch Erlass des Auswärti-
gen Amts angewiesen, bei offiziellen Anlässen möglichst deutsche
Weinerzeugnisse anzubieten. Auf geeigneten Märkten wie Großbri-
tannien, Japan, Russland oder Hongkong unterstützen die Vertretun-
gen den Absatz von deutschem Wein zusätzlich durch weinbezogene
Veranstaltungen und Initiativen. Das Auswärtige Amt arbeitet dabei
eng mit dem deutschen Weininstitut, den im Weinexport führenden
Bundesländern, insbesondere Rheinland-Pfalz, sowie mit dem Ver-
band der Prädikatsweingüter zusammen.

Bei gesellschaftlichen Veranstaltungen im Ausland, die das Auswärti-
ge Amt für den Bundespräsidenten, den Bundeskanzler und den Bun-
desminister des Auswärtigen organisiert, werden grundsätzlich deut-
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sche Weine, deutsche Sekte und gelegentlich deutsche Brände ausge-
schenkt. Bei geeigneten Gelegenheiten werden auch Weinpräsente
gemacht, sofern beim Empfänger ein entsprechendes Interesse voraus-
gesetzt werden kann.

Für die Weinabsatzförderung durch Stiftungen, Kammern und Ver-
bände ist die Bundesregierung nicht zuständig.

11. Abgeordneter
Max
Straubinger
(CDU/CSU)

Hat Libyen im Zusammenhang mit der Ent-
führung der Familie W. durch Abu-Sayyaf-
Rebellen am Ostersonntag 2000 für die an
die Rebellen geleistete Lösegeldzahlung von
Deutschland einen finanziellen Ausgleich er-
halten?

Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller
vom 2. April 2003

Fragen nach Zahlungen im Zusammenhang mit der Geiselnahme auf
der Insel Jolo hat die Bundesregierung bereits mehrfach beantwortet
(z. B. Antwort der Bundesregierung auf die Fragen 2 und 3 des Abge-
ordneten Martin Hohmann in Bundestagsdrucksache 14/4094). Die
Bundesregierung steht in der Kontinuität ihrer Vorgängerinnen bei
der Behandlung von Geiselnahmen. Im Mittelpunkt aller Bemühun-
gen stehen die Sicherheit und das Wohlergehen der Geiseln. Die Bun-
desregierung achtet bei ihren Bemühungen besonders darauf, Geisel-
nahmen nicht zu ermutigen.

12. Abgeordneter
Max
Straubinger
(CDU/CSU)

Wurden in diesem Zusammenhang nach
Kenntnis der Bundesregierung in europäi-
schen Ländern eingefrorene libysche Konten
wieder freigegeben?

Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller
vom 2. April 2003

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis darüber, dass in europä-
ischen Ländern eingefrorene libysche Konten in diesem Zusammen-
hang wieder freigegeben wurden.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern

13. Abgeordneter
Clemens
Binninger
(CDU/CSU)

Inwieweit waren die in der Antwort des Parla-
mentarischen Staatssekretärs beim Bundesmi-
nister des Innern, Fritz Rudolf Körper, auf die
schriftliche Frage 10 des Abgeordneten Klaus
Hofbauer in Bundestagsdrucksache 14/7208
genannten Maßnahmen zur Bekämpfung des
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sexuellen Missbrauches von Jugendlichen,
Kindern und Säuglingen durch deutsche Tou-
risten im deutsch-tschechischen Grenzgebiet
erfolgreich, und sind weitere Maßnahmen
geplant?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Fritz Rudolf Körper
vom 3. April 2003

Kindesmissbrauch ist eine abscheuliche und auf das Schärfste zu ver-
urteilende Straftat. Es ist daher ein stetiges Anliegen der Bundesregie-
rung und der Tschechischen Republik, einerseits Straftäter zu ermit-
teln und der Strafverfolgung zuzuführen, andererseits durch Aufklä-
rungskampagnen die Bevölkerung zu sensibilisieren und zur Mitwir-
kung bei der Bekämpfung dieses Deliktes zu gewinnen.

Die Bundesregierung hat im Januar 2003 einen „Aktionsplan zum
Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexueller Gewalt und Aus-
beutung“ verabschiedet. Der Aktionsplan ist unter Federführung des
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ) erarbeitet worden und beinhaltet verschiedene Aktivitäten,
u. a. auch Maßnahmen zur internationalen polizeilichen und grenzpo-
lizeilichen Zusammenarbeit. Auf Grundlage nationaler Verträge wur-
de eine trilaterale, deutsch-tschechisch-polnische Arbeitsgruppe gebil-
det. Die Freistaaten Bayern und Sachsen sind in diese Arbeitsgruppe
eingebunden. Der Schutz Minderjähriger vor Gewalt und sexueller
Ausbeutung ist ein wesentlicher Aufgabenschwerpunkt dieser Gruppe.
Unter finanzieller Unterstützung des BMFSFJ und unter reger Beteili-
gung von tschechischer und deutscher Seite fanden verschiedene
Fachtagungen in der Grenzregion statt. Daraus ist ein Kooperations-
vertrag zwischen dem Evangelischen Jugend- und Fürsorgewerk
(EJF) und der Stadt Cheb (TSR) entstanden. Derzeit berät das EJF
die Stadt Cheb beim Aufbau einer Kinderschutzeinrichtung. Weitere
gemeinsame Maßnahmen bzw. Aktivitäten sind im Anschluss an eine
trilaterale Arbeitsgruppensitzung im April 2003 geplant.

14. Abgeordneter
Clemens
Binninger
(CDU/CSU)

Liegt der Bundesregierung statistisches Zah-
lenmaterial über den Sextourismus im deutsch-
tschechischen Grenzgebiet vor, und wenn
nein, warum werden keine Statistiken als
Grundlage einer effizienteren Bekämpfung des
Problems erstellt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Fritz Rudolf Körper
vom 3. April 2003

Soweit die Bekämpfung des Sextourismus aufgrund gesetzlicher
Grundlagen notwendig erscheint, ist zuvörderst der Aufgabenbereich
der Bundesländer betroffen. Insofern wird an die Freistaaten Bayern
und Sachsen verwiesen.
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15. Abgeordneter
Clemens
Binninger
(CDU/CSU)

Welche Faktoren behindern nach Ansicht der
Bundesregierung ein effizienteres Vorgehen
gegen das Problem des Sextourismus im
deutsch-tschechischen Grenzgebiet, und wa-
rum verspricht sich die Bundesregierung von
den in der Antwort auf Frage 13 genannten
neuen Maßnahmen größere Erfolgschancen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Fritz Rudolf Körper
vom 3. April 2003

Die tschechische Regierung widmet der Problematik des Sextourismus
zunehmende Aufmerksamkeit. Im Übrigen wird auf die Antwort zu
Frage 14 verwiesen.

16. Abgeordneter
Clemens
Binninger
(CDU/CSU)

In welcher Art und Weise findet eine Zusam-
menarbeit zwischen den föderalen Ebenen in-
nerhalb Deutschlands und einer länderüber-
greifenden Zusammenarbeit zwischen der
Tschechischen Republik, Polen und Deutsch-
land statt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Fritz Rudolf Körper
vom 3. April 2003

Zur erfolgreichen Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs von Kin-
dern und Jugendlichen durch Deutsche im Ausland ist eine intensive
Präventionsarbeit notwendig. In die gemeinsame Arbeit müssen u. a.
die Behörden der einzelnen Staaten, Nichtregierungsorganisationen
und Reiseveranstalter einbezogen sein. Zur Verhinderung von Strafta-
ten bedarf es der gesellschaftlichen Bewusstseinsbildung und der öf-
fentlichen Ächtung des sog. Kindersextourismus. Im Übrigen wird auf
die Antwort zu Frage 13 verwiesen.

17. Abgeordneter
Dr. Michael
Fuchs
(CDU/CSU)

Wie viele Stellen beabsichtigt die Bundesregie-
rung neu einzurichten, um das Sofortpro-
gramm und das Gesamtkonzept des Master-
planes Bürokratieabbau umzusetzen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Fritz Rudolf Körper
vom 25. März 2003

Im BMI werden keine neuen Stellen für die Umsetzung des Sofort-
programms und des Gesamtkonzepts Masterplan Bürokratieabbau
eingerichtet. Die zur Umsetzung dieser Aufgaben benötigten Arbeits-
kapazitäten werden durch Umschichtung aus den verfügbaren Stellen
gewonnen.
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18. Abgeordneter
Martin
Hohmann
(CDU/CSU)

Welche Überlegungen gibt es in der Bundes-
regierung, das Bundesministerium des Innern
in einem noch zu errichtenden Neubau unter-
zubringen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Fritz Rudolf Körper
vom 2. April 2003

In der Bundesregierung gibt es keine konkreten Überlegungen das
Bundesministerium des Innern in einem noch zu errichtenden Neubau
unterzubringen.

19. Abgeordneter
Bartholomäus
Kalb
(CDU/CSU)

Wie viele Gutachten hat die Bundesregierung
seit 1998 bis heute über die Bundesministerien
inklusive deren nachgeordneter Bereiche insge-
samt in Auftrag gegeben, und welche Ausga-
ben sind dafür angefallen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt
vom 2. April 2003

Die Bundesregierung hat über die Ministerien und deren nachgeord-
nete Bereiche seit Beginn der 14. Legislaturperiode 1 720 Gutachten
zu einem Gesamtpreis von 128 807 560 Euro in Auftrag gegeben.

„Gutachten“ sind dabei schriftliche Aussagen von Sachverständigen
zu Fragestellungen aus bestimmten Fachgebieten, ohne gerichtlich be-
stellte Gutachten (bei den zum Geschäftsbereich BMJ gehörenden
Obersten Bundesgerichten und dem Generalbundesanwalt beim Bun-
desgerichtshof) oder solche, deren Bedeutung sich allein auf die jewei-
lige Organisationseinheit beschränkt (z. B. Gebäudegutachten für ver-
waltungsinterne Zwecke).

20. Abgeordneter
Jürgen
Klimke
(CDU/CSU)

Auf welchen Vertriebswegen gelangen Drogen
in die EU, und welche Drogenkontrollen wer-
den an den EU-Außengrenzen durchgeführt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Fritz Rudolf Körper
vom 1. April 2003

Bei der Betrachtung der Vertriebswege von Drogen in die Europä-
ische Union ist nach den Rauschgiftarten zu differenzieren: Heroin
gelangt hauptsächlich aus Afghanistan kommend entweder über den
Iran in die Türkei und von dort über den Balkan („Balkanroute“) oder
über Zentralasien und Russland („Seidenroute“ mit Varianten über
das Kaspische Meer und den Kaukasus) nach Europa. Kokain gelangt
aus Südamerika direkt oder über Transitstaaten auf dem Seeweg und
auf dem Luftweg (z. B. durch sog. Körperschmuggler) vor allem über
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die Niederlande und Spanien in die Europäische Union. Die in Eu-
ropa verfügbaren synthetischen Drogen werden überwiegend in den
Niederlanden hergestellt. Der Einfuhrschmuggel aus anderen Staaten
hat insofern keine Bedeutung. Cannabis wird vor allem aus Marokko
über die Niederlande und Spanien in die Europäische Union ge-
schmuggelt.

Die Kontrolle der deutschen Außengrenzen der Europäischen Union
im Hinblick auf den illegalen Drogenschmuggel erfolgt durch die zu-
ständigen Behörden auf der Grundlage ihrer gesetzlich zugewiesenen
Befugnisse und im Einklang mit den Standards der Europäischen
Union.

21. Abgeordneter
Jürgen
Klimke
(CDU/CSU)

Wie unterscheidet sich die strafrechtliche Pra-
xis in der Drogenbekämpfung der neuen EU-
Mitgliedstaaten aus Mittel- und Osteuropa un-
tereinander, und welche Präventionskonzepte
halten diese Staaten vor?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Fritz Rudolf Körper
vom 1. April 2003

Die Europäische Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht
(EBDD) in Lissabon hat im Oktober 2002 einen Bericht über die Dro-
gensituation in den EU-Beitrittsstaaten vorgestellt, der u. a. die Dro-
gengesetzgebung und die strafrechtliche Praxis der Drogenbekämp-
fung in diesen Ländern beschreibt. Dieser Bericht ist im Internet ab-
rufbar (http://candidates.emcdda.eu.int/). Dem Bericht zufolge unter-
scheidet sich die Gesetzgebung zur Drogenbekämpfung von Land zu
Land sowohl hinsichtlich ihres Umfangs als auch hinsichtlich ihrer
Einstellung zur Bestrafung.

In Bezug auf Präventionsprogramme gibt es erhebliche Unterschiede
zwischen den Beitrittsstaaten. Der EBDD-Bericht stellt diese im Ein-
zelnen dar. Vor allem werden Präventionsprogramme in Schulen so-
wie massenmediale Informationskampagnen durchgeführt.

Alle Beitrittskandidaten haben die drei Suchtstoffkonventionen der
Vereinten Nationen ratifiziert. Im Zuge ihrer Vorbereitung auf den
Beitritt zur Europäischen Union haben die Beitrittskandidaten ihre
Gesetzgebung und anderen Aktivitäten zur Drogenbekämpfung an
den Besitzstand der Europäischen Union in diesem Bereich angepasst;
dies war eine der Voraussetzungen für den Beitritt.

Die Beitrittsstaaten bemühen sich, nationale Drogenstrategien und
-aktionspläne aufzustellen, die dem europäischen Gemeinschaftsstan-
dard entsprechen, wobei ihnen die EBDD und einzelne Mitglied-
staaten im Rahmen von Twinning-Projekten helfen. Mit dem Beitritt
wird das EU-Drogenaktionsprogramm 2000 bis 2004 auch in den Bei-
trittsstaaten gelten, welches gemeinsame Ziele für die Drogenpolitik
aufstellt und die Mitgliedstaaten u. a. verpflichtet, Präventionspro-
gramme durchzuführen.
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22. Abgeordneter
Jürgen
Klimke
(CDU/CSU)

Welche Zusammenarbeit bei der Drogenbe-
kämpfung gibt es zwischen der Polizei und
dem Zoll der neuen EU-Mitgliedstaaten aus
Mittel- und Osteuropa und anderen Dienststel-
len von EU-Mitgliedstaaten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Fritz Rudolf Körper
vom 1. April 2003

Die Zusammenarbeit von Polizei und Zoll der Bundesrepublik
Deutschland mit den Beitrittskandidaten erfolgt über Interpol und
Europol, über die Verbindungsbeamten des Bundeskriminalamtes und
des Zollkriminalamtes, durch bilateralen Informationsaustausch,
durch Gewährung von Ausstattungs- und Ausbildungshilfe und bei
verschiedenen Projekten im Rahmen des PHARE-Programms der
Europäischen Union.

23. Abgeordneter
Jürgen
Klimke
(CDU/CSU)

Wie werden innerhalb der EU Daten über
Drogenkriminalität erfasst, und besteht ein
Datentransfer mit nationalen Dienststellen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Fritz Rudolf Körper
vom 1. April 2003

Die Lagedaten zur Drogenkriminalität in der Bundesrepbulik
Deutschland werden durch das Bundeskriminalamt an Europol über-
mittelt. Europol verfasst in unregelmäßigen Abständen Berichte zur
Rauschgiftlage in der Europäischen Union. Ein Informations- und
Datenaustausch mit Europol findet bei Auftreten staatenübergreifen-
der phänomenologischer Besonderheiten in diesem Deliktsbereich
statt.

24. Abgeordneter
Hartmut
Koschyk
(CDU/CSU)

Was ist konkret das Ergebnis des Rates „Justiz
und Inneres“ am 27./28. Februar 2003 bzgl.
des „Richtlinienentwurfs des Rates über Min-
destnormen für die Anerkennung und den Sta-
tus von Drittstaatsangehörigen und Staaten-
losen als Flüchtlinge oder als Personen, die an-
derweitig internationalen Schutz benötigen“
(zum Beispiel zu den Punkten weiter Flücht-
lingsbegriff einschließlich der Statusaufwer-
tung, Aufenthaltsverfestigung bei Personen,
die nur vorübergehenden Schutz genießen, Ar-
beitsmarktzugang nach 6 Monaten), und wird
die Bundesregierung, die sich nach der Presse-
berichterstattung vom 28. Februar 2003 (u. a.
Frankfurter Allgemeine Zeitung „Einigung in
der EU über Familienzusammenführung“) in
Brüssel seit dem 28. Februar 2003 gegen den
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weiten Flüchtlingsbegriff und die Statusauf-
wertung gestellt haben soll, bzw. nach Kennt-
nis der Bundesregierung die sie tragenden Ko-
alitionsfraktionen, jetzt sowohl den weiten
Flüchtlingsbegriff als auch die Statusaufwer-
tung im Entwurf des Zuwanderungsgesetzes
streichen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt
vom 14. März 2003

Gegenstand der Erörterungen der Ratstagung „Justiz und Inneres“
am 27. und 28. Februar waren die Artikel 18 und 20 ff., in denen ge-
regelt werden soll, welche Rechte anerkannten Flüchtlingen und Per-
sonen, die subsidiären Schutz erhalten haben, zu gewähren sind.

Hierzu bestehen noch eine Reihe von deutschen Vorbehalten, zu de-
nen auch im Rat keine spürbaren Fortschritte erzielt werden konnten.
Diese betreffen vor allem die im Richtlinienvorschlag vorgesehenen
Rechte für subsidiär Schutzberechtigte. Der Richtlinienvorschlag be-
stimmt u. a., dass subsidiär Schutzberechtigte nach spätestens einem
Jahr uneingeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt haben und dass sie
mit Inländern auf dem Gebiet der Sozialhilfe und der medizinischen
Versorgung gleichgestellt werden sollen. Außerdem sollen subsidiär
Schutzberechtigte Zugang zu Integrationsprogrammen erhalten. Da
diese Regelungen in Teilen weder mit der geltenden Rechtslage noch
mit den entsprechenden Bestimmungen im Entwurf des Zuwande-
rungsgesetzes vereinbar sind, wurden auch im Rat dagegen Vorbe-
halte geltend gemacht.

Erörterungen zum Flüchtlingsbegriff, insbesondere den für die Zuer-
kennung der Flüchtlingseigenschaft maßgeblichen Kriterien, fanden
nicht statt.

Eine Änderung des Entwurfs des Zuwanderungsgesetzes ist nicht vor-
gesehen.

25. Abgeordneter
Hartmut
Koschyk
(CDU/CSU)

In welchen Punkten ist durch die Einigung des
Rates „Justiz und Inneres“ am 27./28. Februar
2003 der Richtlinienentwurf zur Familienzu-
sammenführung konkret verändert worden
(bitte vollständig die Regelungen vor und nach
der Einigung aufführen, z. B. bzgl. Kreis der
nachzugsberechtigten Personen; Nachzug zu
Personen ohne Daueraufenthaltsrecht; eigen-
ständiges Aufenthaltsrecht nach fünf Jahren;
Anspruch auf Ehegattennachzug auch bei Ehe-
schließung erst nach der Einreise; mangelnde
Möglichkeit, extremistische Betätigung auch
bei der Versagung der Ausreise bzw. den Aus-
weisungsgründen geltend zu machen; Fami-
liennachzug zu Flüchtlingen auch ohne Nach-
weis von Wohnraum, Krankenversicherung
oder Unterhalt), und in welchen Punkten ent-
spricht die Einigung zwar den Familiennach-
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zugsregelungen des Entwurfs des Zuwande-
rungsgesetzes, nicht aber denen des geltenden
Ausländergesetzes (bitte vollständig jede Ab-
weichung angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Fritz Rudolf Körper
vom 14. April 2003

Bei der Sitzung des Rates Justiz/Inneres am 27./28. Februar 2003 sind
Änderungen bei den Artikeln 4, 12, 14, 16 und 20 des Vorschlages für
eine Richtlinie des Rates betreffend das Recht auf Familienzusam-
menführung vereinbart worden. Diese Änderungen betreffen (u. a.)
den Anspruch auf Ehegattennachzug bei Eheschließung erst nach Ein-
reise des Zusammenführenden (Artikel 4 Abs. 1 Satz 1 i. V.m. Arti-
kel 16 Abs. 2 Buchstabe b) und Nachzug von Familienangehörigen zu
anerkannten Flüchtlingen (Artikel 12 Abs. 1).

Im Hinblick auf die Regelungen zum Kreis der nachzugsberechtigten
Personen, den Nachzug zu Personen ohne Daueraufenthaltsrecht und
zur Frage des eigenständigen Aufenthaltsrechts war aufgrund der be-
reits zuvor erzielten Lösungen, die eine Vereinbarkeit mit dem gelten-
den Ausländerrecht gewährleisten, eine Zustimmung möglich.

Zu der Frage der Versagungsgründe ist auf Vorschlag der deutschen
Delegation zum Begriff der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
(Artikel 6 Abs. 1 und 2) zusätzlich folgender Erwägungsgrund in die
Richtlinie aufgenommen worden:

„Der Begriff der öffentlichen Sicherheit und Ordnung erfasst auch
Fälle, in denen ein Drittstaatsangehöriger einer Vereinigung angehört,
die den internationalen Terrorismus unterstützt, er eine derartige Ver-
einigung unterstützt oder extremistische Bestrebungen verfolgt.“

Die bei der Ratssitzung vereinbarten Änderungen sind nachzulesen in
den Artikeln 4, 12, 14, 16 und 20 in dem – noch nicht in deutscher
Fassung vorliegenden – Ratsdokument 6912/03 vom 28. Februar
2003 in der englischen Originalfassung, das die Verhandlungsgrundla-
ge für die Sitzung des Rates Justiz und Inneres bildete.

26. Abgeordnete
Sabine
Leutheusser-
Schnarrenberger
(FDP)

Sind durch die Weitergabe von Flugdaten
durch die EU-Kommission an Behörden der
Vereinigten Staaten auch Daten Deutscher
betroffen?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer
vom 28. März 2003

Die EG-Kommission selbst gibt keine Fluggastdaten an US-Behörden
weiter. Allerdings verlangt die US-Zollbehörde in Anwendung der
US-Antiterrorgesetze einen unmittelbaren Zugriff auf die Buchungs-
daten (das sog. Passenger Name Record, abgekürzt: PNR) der Flug-
gesellschaften, die Ziele in den USA anfliegen. Dieser Zugriff, dessen
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Nichtgewährung für die Unternehmen zu Sanktionen bis hin zum Ent-
zug von Landerechten führen kann, wird nach Kenntnis der Bundesre-
gierung derzeit weltweit von 32 Fluggesellschaften verlangt. In Euro-
pa sind vor allem die Fluggesellschaften mit relativ hohem Passagier-
aufkommen im Transatlantikverkehr betroffen. Neben der Lufhansa
sind dies nach Kenntnis der Bundesregierung British Airways, Air
France, Iberia und KLM, aber auch amerikanische Gesellschaften wie
Delta Airlines, American Airlines, United Airlines und Continental
Airlines. Zur Einräumung des Zugriffs hatten die US-Behörden euro-
päischen Fluggesellschaften eine Frist bis zum 5. März 2003 gesetzt.
Seit diesem Zeitpunkt sind Daten deutscher Passagiere betroffen, die
mit einer der in Anspruch genommenen Fluggesellschaften fliegen.

27. Abgeordnete
Sabine
Leutheusser-
Schnarrenberger
(FDP)

Wie bewertet die Bundesregierung die Weiter-
gabe der Daten, und auf welche Rechtsgrund-
lage stützt sich die Weitergabe?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer
vom 28. März 2003

Zuständig für die rechtliche Prüfung und Beurteilung der Datenüber-
mittlung sind die datenschutzrechtlichen Aufsichtsbehörden der Län-
der. Als mögliche Rechtsgrundlage der Übermittlung kommt grund-
sätzlich der zwischen den Fluggesellschaften und den Passagieren ge-
schlossene Vertrag oder eine Einwilligung der Passagiere in Betracht
(§ 28 Abs. 1 Nr. 1, § 4 Abs. 1, § 4b Abs. 2 Bundesdatenschutzgesetz).
Die Aufsichtsbehörden haben nach Kenntnis der Bundesregierung
allerdings Bedenken, die genannten Bestimmungen als tragfähige
Grundlage für die Übermittlung anzuerkennen.

Da die Anforderungen des innerstaatlichen Rechts den Vorgaben der
EG-Datenschutzrichtlinie entsprechen, stellt sich die Problematik glei-
chermaßen in anderen EU-Mitgliedstaaten. Die Bundesregierung be-
grüßt es deshalb, dass die EG-Kommission Verhandlungen mit den
US-Behörden aufgenommen hat, um für die Datenabfragen und die
Weiterverarbeitung der Daten durch die US-Behörden eine ausgewo-
gene und dauerhafte Lösung auf der Grundlage der EG-Datenschutz-
richtlinie zu finden. In einem ersten Schritt haben die US-Behörden
zugesichert, die in Europa erhobenen Daten entsprechend den daten-
schutzrechtlichen Standards der EG-Datenschutzrichtlinie vertraulich
und zweckgebunden zu verwenden.

In Deutschland finden derzeit Konsultationen zwischen den betroffe-
nen Fluggesellschaften und den zuständigen Aufsichtsbehörden statt.
Gegenstand dieser Gespräche ist – zur Absicherung der Zusagen der
US-Behörden – eine technische Beschränkung des Zugriffs sowie eine
Unterrichtung der betroffenen Reisenden. Aus Sicht der Bundesregie-
rung ist die rechtzeitige Information der Passagiere ein wesentlicher
Gesichtspunkt.

Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode Drucksache 15/791– 15 –



28. Abgeordnete
Sabine
Leutheusser-
Schnarrenberger
(FDP)

Welche Stellungnahme hat der zum Geschäfts-
bereich des Bundesministeriums des Innern
gehörende Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz (BfD) dazu abgegeben?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer
vom 28. März 2003

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz vertritt folgende Auffas-
sung:

„Der BfD verfolgt mit großer Sorge die derzeitige Praxis der Daten-
übermittlung, nicht zuletzt, weil es sich z. T. um sensitive personenbe-
zogene Daten handelt. Die seitens der USA angegebenen Gründe für
diesen Datenzugriff liegen in der Bekämpfung des Terrorismus und
sind durchaus nachvollziehbar. Ein Zugriff auf die Buchungssysteme
ist aus datenschutzrechtlicher Sicht nur möglich, wenn dies durch eine
Rechtsvorschrift ausdrücklich erlaubt ist oder der Passagier seine Ein-
willigung zur Verarbeitung der Daten erklärt hat. Bei dieser Sachlage
ist es dringend erforderlich, dass die Passagiere eindeutig darüber in-
formiert werden, auf welche Daten die amerikanischen Behörden Zu-
griff haben.

Der BfD fordert darüber hinaus, dass die Datenzugriffe durch ame-
rikanische Behörden auf das PNR-System protokolliert werden. So-
bald als möglich müssen zudem technische Maßnahmen implemen-
tiert werden, um den derzeit unbegrenzten Zugriff auf das erforder-
liche Minimum zu begrenzen. In der Gemeinsamen Erklärung der
EG-Kommission und der US-Zollbehörden vom 18. Februar 2003
sind Verhandlungen angekündigt, um den Grundprinzipien des euro-
päischen Datenschutzrechts Rechnung zu tragen. Diese Verhandlun-
gen müssen unverzüglich aufgenommen werden; bis zu deren Ab-
schluss gilt die Zusage der US-Zollbehörden, nur auf die erforder-
lichen Daten zuzugreifen.“

29. Abgeordneter
Erwin
Marschewski
(Recklinghausen)
(CDU/CSU)

Inwieweit ist es zutreffend, dass die Förderung
von Sprachförderkursen des Sprachverbandes
Mainz bereits ab dem 1. April 2003 nicht mehr
erfolgt, und wie begründet die Bundesregie-
rung ihr Vorgehen, dass sie nach dem Schei-
tern des Zuwanderungsgesetzes vor dem Bun-
desverfassungsgericht die Sprachförderung für
die Spätaussiedler nicht nach den bisherigen,
bis zum Jahr 2002 gültigen Richtlinien, för-
dert?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt
vom 2. April 2003

Die Bundesregierung verweist auf ihre Antworten auf die schriftlichen
Fragen des Abgeordneten Dr. Max Stadler (Bundestagsdrucksache
15/504, Fragen 10 und 11) und die mündlichen Fragen des Abgeord-
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neten Hartmut Koschyk in der Fragestunde am 12. Februar 2003
(Fragen 38 und 39, Plenarprotokoll 15/24, Seite 1865A).

Bei der Sprachförderung für Aussiedlerinnen und Aussiedler nach
den Garantiefondsrichtlinien ist lediglich die Höchstdauer der ab
2003 neu beginnenden Sprachkurse für den Schul- und Berufsbil-
dungsbereich im Hinblick auf die im Entwurf des Zuwanderungsgeset-
zes vorgesehene Inkrafttretensregelung auf 6 Monate begrenzt wor-
den. Eine Reduzierung der Stundenzahl oder andere Einschränkun-
gen sind damit nicht verbunden.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen

30. Abgeordneter
Dirk
Fischer
(Hamburg)
(CDU/CSU)

Bestehen seitens der Bundesregierung Überle-
gungen, nach Erreichen der Börsenfähigkeit
der Deutsche Bahn AG (DB AG) ausländische
Investoren an diesem Unternehmen zu beteili-
gen und wenn ja, wie stellt sich die Bundesre-
gierung die Beteiligung des Investors an der
DB AG vor?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller
vom 28. März 2003

Die Bundesregierung begrüßt das ambitionierte Ziel der DB AG, die
Sanierung des Unternehmens möglichst bald abzuschließen und seine
Kapitalmarktfähigkeit zu erreichen. Die beteiligten Ressorts – Bun-
desministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Bundesmi-
nisterium der Finanzen und Bundesministerium für Wirtschaft und
Arbeit – begleiten diesen Prozess. Erst nach Abschluss des Konsoli-
dierungsprozesses kann über den Zeitpunkt und die Modalitäten eines
Börsenganges entschieden werden.

31. Abgeordneter
Dirk
Fischer
(Hamburg)
(CDU/CSU)

Beabsichtigt die Bundesregierung ein solches
Investment abzusichern, und wenn ja, in wel-
cher Form?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller
vom 28. März 2003

Es wird auf die Antwort zu Frage 30 verwiesen.

32. Abgeordneter
Jochen-Konrad
Fromme
(CDU/CSU)

Steht nach Auffassung der Bundesregierung
die Aussage von Bundeskanzler Gerhard
Schröder zur Gemeindefinanzreform in der
Plenardebatte vom 14. März 2003, wonach
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„nach unserer Auffassung eine erneuerte Ge-
werbesteuern stehen [wird], die die Einnahmen
verstetigt und den Gemeinden mehr Eigenver-
antwortung gibt“ (vgl. Plenarprotokoll 15/32,
Seite 2483A) im Widerspruch zur Aussage des
Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit,
Wolfgang Clement, wonach die Bundesregie-
rung eine Besteuerung der Unternehmenssub-
stanz ablehne und damit das von Nordrhein-
Westfalen und den kommunalen Spitzenver-
bänden entwickelte Modell zur Neuordnung
der Gemeindefinanzen vom Tisch sei (vgl.
Handelsblatt vom 19. März 2003), und falls
nein, wie stellt sich die Bundesregierung eine
Synthese beider Aussagen vor?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 28. März 2003

Die strukturellen Mängel der Gewerbesteuer, die strukturellen Proble-
me bei den kommunalen Einnahmen und Ausgaben insgesamt sowie
die aktuelle Entwicklung der kommunalen Finanzen belegen die Not-
wendigkeit der zeitnah umzusetzenden Reformen des kommunalen
Finanzsystems. Hinsichtlich dieser Einschätzung besteht Konsens
zwischen der Bundesregierung, den Ländern und den kommunalen
Spitzenverbänden sowie mit Wirtschaft und Gewerkschaften.

Die Ziele der Reform sind durch den Kabinettbeschluss vom 27. März
2002 konkret benannt:

Angestrebt wird, möglichst noch bis Mitte dieses Jahres auf der Basis
einer Bestandsaufnahme konkrete Lösungsvorschläge zu den drän-
gendsten Fragen der Kommunalfinanzen zu erarbeiten und dabei
auch die finanziellen Folgen der Konzepte für die Gebietskörperschaf-
ten festzustellen.

Die Arbeitsgruppen „Kommunalsteuern“ und „Arbeitslosenhilfe/So-
zialhilfe“ arbeiten, unterstützt von den Arbeitskeisen „Quantifizie-
rung“ und „Administrierbarkeit“, intensiv an der Erstellung von Lö-
sungsvorschlägen und wollen diese der Kommission in Kürze zuleiten.
Die Beratung von Zwischenergebnissen bzw. Einzelergebnissen bleibt
der Kommmission vorbehalten.

Das Bundesministerium der Finanzen geht davon aus, dass trotz aller
Unterschiede ein Konzept aus der Mitte der Kommission zustande
kommen wird.

33. Abgeordneter
Dr. Michael
Fuchs
(CDU/CSU)

Beabsichtigt die Bundesregierung im Rahmen
des Kleinunternehmerförderungsgesetzes auch
ausgabenintensive Kleinunternehmen zu be-
günstigen, wie zum Beispiel Unternehmen des
Handels, deren Betriebsausgaben regelmäßig
oberhalb von 90 Prozent liegen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 26. März 2003

Von der im Entwurf des Kleinunternehmerförderungsgesetzes vorge-
sehenen Möglichkeit der Gewinnermittlung durch Pauschalierung der
Betriebsausgaben können alle Unternehmen, die die Voraussetzungen
dieser Regelung erfüllen, Gebrauch machen. Eine zusätzliche Förde-
rung besonders ausgabenintensiver Kleinunternehmen ist nach dem
Gesetzentwurf nicht vorgesehen. Diese Unternehmen können jeder-
zeit ihren Gewinn nach den allgemeinen Gewinnermittlungsvorschrif-
ten ermitteln, wenn das für sie günstiger ist.

34. Abgeordneter
Klaus
Hofbauer
(CDU/CSU)

In welcher Höhe wurden europäische Struktur-
fondsmittel der Förderperiode 1994 bis 1999
von den EU-Mitgliedstaaten nicht abgerufen?

35. Abgeordneter
Klaus
Hofbauer
(CDU/CSU)

Hat die Bundesrepublik Deutschland in der
Förderperiode 1994 bis 1999 ihr zustehende
Mittel aus dem EU-Strukturfonds nicht abge-
rufen, und wenn ja, in welcher Höhe?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller
vom 26. März 2003

Aus einem Bericht der Europäischen Kommission – GD Haushalt
„Analyse der Verwendung der Strukturfondsmittel im Jahr 2001“
vom April 2002 ergibt sich, dass für den Planungszeitraum 1994 bis
1999 für die EU-Staaten insgesamt noch abzuwickelnde Mittelbindun-
gen in Höhe von 16,5 Mrd. Euro bestanden. Dies entsprach 10,4%
des Gesamtvolumens von ca. 160 Mrd. Euro. Die größten Beträge wa-
ren bei den „großen“ Strukturfondsempfängern Italien (ca. 3,2 Mrd.
Euro) und Spanien (ca. 2,6 Mrd. Euro) offen. Auch das Vereinigte
Königreich wies einen hohen Rückstau von Mitteln auf (ca. 2 Mrd.
Euro). Für Deutschland wurden 1,9 Mrd. Euro nicht abgewickelte
Strukturmittel festgestellt, das waren 8,6% der für Deutschland in
diesem Förderzeitraum insgesamt vorgesehenen Mittel. Lediglich
Spanien, Irland und Portugal standen beim Mittelabfluss besser da als
Deutschland.

Die Kommission beurteilte in ihrem Bericht vom April 2002 die
Durchführung der Programme als durchaus zufriedenstellend, da be-
reits 99,9% der Mittel in den großen Strukturfondsprogrammen und
Gemeinschaftsinitiativen gebunden und knapp 90% der Mittel bis
Ende 2001 auch ausbezahlt worden seien.

Demgegenüber hat die Europäische Kommission in ihrer Mitteilung
vom 20. September 2002 an Europäisches Parlament und Rat „Ent-
wicklung der Verwendung der Strukturfondsmittel unter besonde-
rer Berücksichtigung der noch abzuwickelnden Mittelbindungen
(R.A.L.)“ den Stand der Ausführung der Programme der Periode
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1994 bis 1999 als Besorgnis erregend bezeichnet. Bis August 2002 sei
nur ein geringer Anteil von Schlusszahlungsanträgen bei der Kommis-
sion eingegangen.

Gemäß dieser Mitteilung betrugen die R.A.L. (reste à liquider – er-
folgte Mittelbindungen, die noch nicht zu Zahlungen geführt haben,
so genannte Altlasten) für den Programmplanungszeitraum 1994 bis
1999 zum 30. Juni 2002 15,8 Mrd. Euro. Diese Summe entspreche
9,9% der Mittelausstattung für diesen Zeitraum. Da nach den gelten-
den Verordnungen etwa 10% der Gesamtmittel für diese Programme
erst nach Eingang des Restzahlungsantrags und nach Genehmigung
des Schlussberichts sowie nach der Zuverlässigkeitserklärung der un-
abhängigen Kontrollstelle ausgezahlt werden sollen, stehe diese Sum-
me in Übereinstimmung mit den geltenden Vorschriften.

Die Mittelbindungsfrist der Programme 1994 bis 1999 endete am
31. Dezember 1999. Danach blieb den Programm durchführenden
Stellen noch zwei Jahre Zeit, um die genehmigten Projekte durchzu-
führen und Auszahlungen zu tätigen. Diese Frist endete am 31. De-
zember 2001, soweit nicht im Einzelfall nach eingehender Prüfung
durch die Kommission einer Verlängerung der Auszahlungsfrist zuge-
stimmt wurde. Nach Artikel 52 der maßgeblichen Verordnung (EG)
Nr. 1260/99 werden die Mittelbindungen für Programme der alten
Förderperiode, für die bis zum 31. März 2003 kein abschließender
Zahlungsantrag eingereicht worden ist, von der Kommission späte-
stens am 30. September 2003 aufgehoben mit der Folge, dass diese
Beträge dann wegfallen.

Aufgrund der laufenden Fristen können derzeit keine definitiven Aus-
sagen über die Höhe nicht abgerufener Strukturfördermittel der Peri-
ode 1994 bis 1999 durch die EU-Mitgliedstaaten getroffen werden.
Dies wird frühestens Ende 2003 möglich sein.

Für Deutschland gelten insoweit keine Besonderheiten. Nachdem in-
zwischen der größte Teil der Schlusszahlungsanträge der Periode 1994
bis 1999 an die Kommission geleitet worden ist, dürfte sich zumindest
für Deutschland die von der Kommission befürchtete niedrige Ver-
wendungsrate voraussichtlich nicht bewahrheiten. Allerdings bleibt ab-
zuwarten, ob und inwieweit die Kommission die Schlusszahlungsan-
träge und dazugehörigen Schlussberichte und Bescheinigungen über
die Finanzkontrolle nach erfolgter Prüfung als den Anforderungen
entsprechend einstuft.

36. Abgeordneter
Martin
Hohmann
(CDU/CSU)

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög-
lichkeit, angesichts der schwieriger werdenden
Situation des Bundeshaushaltes und der ange-
kündigten Reduktionen im sozialen Bereich,
am deutschen Beitrag für die Finanzierung des
EU-Haushaltes Abstriche vorzunehmen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller
vom 2. April 2003

Die für die Jahre 2000 bis 2006 geltende Finanzregelung der Europä-
ischen Union wurde beim Europäischen Rat Berlin 1999 festgelegt.
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Dabei hat die Bundesregierung bereits eine Entlastung Deutschlands
erreicht. Im Jahr 2003 sinkt der deutsche Finanzierungsanteil am EU-
Haushalt auf 23%. Im Jahr 1999 betrug dieser Anteil noch 25,5%.
Die Finanzierungsanteile der Mitgliedstaaten wurden im Eigenmittel-
beschluss einstimmig festgelegt und anschließend von den Mitglied-
staaten ratifiziert.

Im Hinblick auf die Zeit ab 2007 ist vorgesehen, dass die Kommission
das Eigenmittelsystem vor dem 1. Januar 2006 überprüft und hierüber
einen Bericht vorlegt. Die Kommission beabsichtigt, diesen Bericht
bereits bis Ende 2004 vorzulegen.

Die Bundesregierung wird sich aufbauend auf ihren Erfolg von 1999
auch zukünftig dafür einsetzen, den deutschen Finanzierungsanteil zu
senken.

37. Abgeordneter
Bernhard
Kaster
(CDU/CSU)

In wie vielen Fällen haben nicht berücksich-
tigte Kaufbewerber die bei der Bodenver-
wertungs- und -verwaltungsgesellschaft mbH
(BVVG) eingerichteten Beiräte angerufen, und
in wie vielen Fällen sind die Beiräte der Ent-
scheidung der BVVG gefolgt (bitte tabellarisch
nach Bundesländern aufgegliedert)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller
vom 26. März 2003

Seit Wiederaufnahme der Verkäufe nach Novellierung des § 3 Aus-
gleichsleistungsgesetz durch das Vermögensrechtsergänzungsgesetz
vom 15. September 2000 haben 180 nicht berücksichtigte Bewerber
zu 110 Kaufobjekten die bei der BVVG eingerichteten Beiräte ange-
rufen.

Die Beiräte sind bisher in 89 Fällen der Entscheidung der BVVG ge-
folgt. 32 Beiratsanrufungen wurden zurückgezogen und in 34 Fällen
steht die Beiratsentscheidung noch aus. In 25 Fällen haben die Beiräte
der BVVG empfohlen, ihre Entscheidung zu überprüfen.

Aufgegliedert nach Bundesländern ergibt sich folgender Stand:

M-V BB ST SN TH Summe

Anrufungen insgesamt 51 50 36 21 22 180

davon

zurückgezogen 6 12 8 2 4 32

bisher keine Entscheidung 10 12 2 4 6 34

Beirat folgt Entscheidung der BVVG 30 19 22 7 11 89

abweichende Empfehlung des Beirates 5 7 4 8 1 25
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38. Abgeordneter
Jürgen
Koppelin
(FDP)

Wie viele Stiftungen in Deutschland haben ihr
Grundkapital aus Bundesmitteln erhalten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller
vom 1. April 2003

Insgesamt haben 15 Stiftungen Bundesmittel für ihr Stiftungsvermö-
gen erhalten. Diese Stiftungen verteilen sich wie folgt auf die federfüh-
renden Ressorts:

Die Beauftragte der Bundesregierung für

Kultur und Medien 2

Bundesministerium des Innern 2

Bundesministerium der Finanzen 1

Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 3

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 1

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2

Bundesministerium für Bildung und Forschung 4

15

39. Abgeordneter
Jürgen
Koppelin
(FDP)

Wie wurde von den einzelnen Stiftungen das
aus Bundesmitteln zur Verfügung gestellte
Grundkapital angelegt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller
vom 1. April 2003

Die Stiftungen haben ihr Grundkapital überwiegend festverzinslich
und in festverzinslichen Wertpapieren, daneben auch in festverzins-
lichen Anleihen von Bund und Ländern sowie von supranationalen
Institutionen angelegt.

40. Abgeordneter
Jürgen
Koppelin
(FDP)

Wurde von Stiftungen das aus Bundesmitteln
zur Verfügung gestellte Grundkapital in Akti-
en angelegt, und hat es dabei Kursverluste ge-
geben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller
vom 1. April 2003

Etwa die Hälfte der Stiftungen hat einen Teil ihres Grundkapitals in
Aktien angelegt; bei diesen Stiftungen überwiegen jedoch die sonsti-
gen Anlageformen bei weitem. Im Zuge der wirtschaftlichen Entwick-
lung ist es auch zu Kursverlusten gekommen. Dabei ist jedoch zu be-
rücksichtigen, dass einige Stiftungen schon über einen längeren Zeit-
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raum diese Anlageform gewählt haben. Sie haben deshalb sowohl an
der Aktienhausse der Jahre 1996 bis 1999 als auch an der nachteiligen
Entwicklung der Jahre 2000 bis 2002 teilgenommen. In diesen Fällen
halten sich die Gewinne und Verluste die Waage. Teilweise liegt der
heutige Kurswert der Gesamtanlage sogar über dem Einstandswert.

41. Abgeordneter
Jürgen
Koppelin
(FDP)

Sind bei Stiftungen, die aus Bundesmitteln ihr
Grundkapitial erhalten haben, finanzielle Ver-
luste durch spekulative Anlageformen einge-
treten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller
vom 1. April 2003

Da von keiner Stiftung spekulative Anlageformen gewählt wurden,
sind insoweit auch keine Verluste entstanden.

42. Abgeordneter
Reinhard
Weis
(Stendal)
(SPD)

Um welchen Betrag würden die Einnahmen
aus der Kfz-Steuer sinken, wenn die Kfz-Steu-
er für Lkw mit einem zulässigen Gesamtge-
wicht größer als 12 t auf das europäische Min-
destniveau abgesenkt würde?

43. Abgeordneter
Reinhard
Weis
(Stendal)
(SPD)

Um welchen Betrag würden die Kfz-Steuer-
einnahmen weiter sinken, wenn der EU-Min-
deststeuersatz auch auf Lkw mit einem zulässi-
gen Gesamtgewicht größer als 7,5 t angewandt
werden würde?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 2. April 2003

Vorbemerkung:

Das Kraftfahrzeugsteueraufkommen aller Nutzfahrzeuge mit einem
zulässigen Gesamtgewicht über 3 500 kg einschließlich der Anhänger
wird im Rahmen einer Geschäftsstatistik des Bundesministeriums der
Finanzen auf der Basis der Bestandsmeldungen der Länder jeweils
jährlich zum 1. Juli ermittelt. Im Jahr 2002 betrugen diese Einnahmen
rd. 933 Mio. Euro (darunter Lastkraftwagen rd. 400 Mio. Euro).
Diese Fahrzeuge haben somit einen Anteil am Gesamtaufkommen
der Kraftfahrzeugsteuer (7,59 Mrd. Euro) von rd. 12%.

Zu Frage 42

Die Richtlinie 1999/62/EG regelt u. a. für die Kraftfahrzeugsteuer ab-
solute Jahresbeträge, die unabhängig von der Besteuerungssystematik
bei mautpflichtigen Fahrzeugen einzuhalten sind. Als Bemessungs-
grundlagen zieht diese Richtlinie das zulässige Gesamtgewicht, die
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Anzahl der Achsen und die Art des Federungssystems heran. In dieser
Struktur steht keine Datenbasis zur Verfügung. Lkw werden in
Deutschland nach dem verkehrsrechtlich zulässigen Gesamtgewicht
und zusätzlich emissionsabhängig besteuert.

Das Kraftfahrzeugsteueraufkommen aller Lkw mit einem zulässigen
Gesamtgewicht größer als 12 000 kg (ohne Anhängerzuschläge) wür-
de sich bei Absenkung auf die EU-Mindeststeuer um geschätzte rd.
200 Mio. Euro verringern. Die mit Abstand größte Entlastung käme
hochemittierenden Lkw zugute. Die Schlüssigkeit der Besteuerung ins-
gesamt bliebe nicht mehr gewahrt.

Zu Frage 43

Die Richtlinie 1999/62/EG sieht bereits für luftgefederte Kraftfahr-
zeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von 12 000 kg eine Min-
deststeuer von 0 Euro vor. Das Kraftfahrzeugsteueraufkommen für
Lkw mit einem zulässigen Gesamtgewicht größer als 7 500 kg bis
12 000 kg betrug nach den Ergebnissen der vorgenannten Geschäfts-
statistik rd. 110 Mio. Euro.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Arbeit

44. Abgeordneter
Dr. Christoph
Bergner
(CDU/CSU)

Wie viele laufende Verträge mit Trägen der be-
ruflichen Weiterbildung haben Einrichtungen
der Bundesanstalt für Arbeit (BA) zwischen
dem 1. Januar 2003 und dem 15. März 2003
einseitig „gekündigt“ bzw. deren Beendigung
erklärt oder angekündigt (z. B. Maßnahmen
nach § 37a Zweites Buch Sozialgesetzbuch
(SGB II), und inwieweit ist es hierbei zu Ver-
stößen gegen vertragliche Vereinbarungen ge-
kommen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 31. März 2003

Im Februar 2003 bestanden im Bereich der beruflichen Weiterbildung
146 so genannte Auftragsmaßnahmen. Dies entspricht einem Anteil
von 0,3% aller für die Weiterbildungsförderung zugelassenen Maß-
nahmen. Gefördert wird daher in der Regel die Teilnahme an so ge-
nannten freien Bildungsmaßnahmen, bei denen im Gegensatz zu Auf-
tragsmaßnahmen ein Vertragsverhältnis zwischen Bundesanstalt für
Arbeit und Bildungsträgern nicht besteht. Über die tatsächliche
Durchführung oder Nichtdurchführung entscheidet hier ausschließlich
der jeweilige Bildungsträger. Informationen über Kündigungen lau-
fender Auftragsmaßnahmen liegen weder der Bundesregierung noch
der Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeit vor. Die Vertragsdauer
bei derartigen Maßnahmen ist i. d. R. auf die Dauer der Weiterbil-
dung, bei Maßnahmen mit laufendem Einstieg auf ein Jahr befristet.
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Sofern befristete Verträge nicht verlängert werden, stellt dies keinen
Verstoß gegen vertragliche Vereinbarungen dar. Im Übrigen ist zu be-
rücksichtigen, dass die Rechtsgrundlage für Auftragsmaßnahmen,
§ 94 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III), mit dem Ersten
Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt zum 1. Januar
2003 aufgehoben worden ist.

Kündigungen von Verträgen auf der Grundlage des § 37a SGB III
werden statistisch nicht erhoben und sind auch nicht bekannt ge-
worden. Die Möglichkeiten für die Zusammenarbeit mit Dritten nach
§ 37a SGB III wurden durch das Erste Gesetz für moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt noch erweitert.

45. Abgeordneter
Dr. Christoph
Bergner
(CDU/CSU)

Wie hoch war 2002 der prozentuale Anteil am
Gesamthaushalt der BA für Dienstleistungen
der Bildungsträger im Sinne der §§ 77 ff.
SGB II (also z. B. ohne die Unterhaltsgelder
der Teilnehmer), und welcher Anteil entspre-
chender Leistungen wird für 2003 prognosti-
ziert?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 31. März 2003

Im Jahre 2002 hat die Bundesanstalt für Arbeit 3,996 Mrd. Euro für
Unterhaltsgeld verausgabt. Daneben wurden Weiterbildungskosten in
Höhe von insgesamt 2,704 Mrd. Euro übernommen. Die Gesamtaus-
gaben der BA beliefen sich auf 56,507 Mrd. Euro. Gemessen an die-
sen Ausgaben beträgt der Anteil der Mittel, die auf die Erstattung von
Weiterbildungskosten entfielen, rd. 4,8%. Hierbei ist jedoch zu be-
rücksichtigen, dass die Erstattungsbeträge für Weiterbildungskosten
Zahlungen enthalten, die weder unmittelbar noch mittelbar den Bil-
dungsträgern zufließen (Erstattung von Fahrkosten, Kinderbetreu-
ungskosten, Pauschalen für Unterkunft und Verpflegung). Bezogen
auf die unmittelbaren Lehrgangskosten beziffert die Bundesanstalt für
Arbeit den Anteil am Gesamthaushalt der Bundesanstalt für Arbeit im
Jahr 2002 auf 3,7%.

Für 2003 sieht der Haushalt der BA ein Gesamtausgabevolumen von
53,163 Mrd. Euro vor. In den Eingliederungstitel, aus dem die Ermes-
sensleistungen der aktiven Arbeitsförderung einschließlich der beruf-
lichen Weiterbildung finanziert werden, ist ein Ausgabevolumen von
13,5 Mrd. Euro eingestellt. Im Rahmen dieses Budgets entscheidet
die Selbstverwaltung der örtlichen Arbeitsämter nach den jeweiligen
arbeitsmarktlichen Erfordernissen, in welchem Umfang Mittel für
die Weiterbildungsförderung zur Verfügung gestellt werden. Hierauf
nimmt die Bundesregierung keinen Einfluss. Im Jahr 2003 haben die
Arbeitsämter rd. 5,3 Mrd. Euro für die Weiterbildungsförderung ein-
geplant. Wie sich diese Mittel auf das Unterhaltsgeld und die Über-
nahme von Weiterbildungskosten verteilen werden, kann erst nach
Abschluss des Haushaltsjahres festgestellt werden.
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46. Abgeordnete
Tanja
Gönner
(CDU/CSU)

Sieht die Bundesregierung eine Gefahr, dass
durch die Umsetzung der Vorschläge der
„Hartz-Kommission“, speziell der Einrichtung
von Personal-Service-Agenturen, die erfolg-
reichen kommunalen Beschäftigungsinitiativen
verdrängt werden, und wenn ja, was gedenkt
sie dagegen zu tun?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 3. April 2003

Ziel der Bundesregierung ist der Abbau der Arbeitslosigkeit durch In-
tegration der Erwerbslosen in den Arbeitsmarkt. Hierzu bedürfen ins-
besondere Erwerbslose mit Vermittlungshemmnissen jedoch besonde-
rer, individueller und passgenauer Integrationshilfen.

Personal-Service-Agenturen (PSA) sind ein zusätzliches und neues An-
gebot zur Integration und in Ergänzung zu den bereits vorhandenen
Instrumenten, wie zum Beispiel kommunale Beschäftigungsinitiativen.
Aufgabe der PSA ist es, Arbeitslose zur vermittlungsorientierten Ar-
beitnehmerüberlassung einzustellen und in verleihfreien Zeiten zu
qualifizieren und weiterzubilden. Rund ein Drittel aller Leiharbeitneh-
mer werden durch den Entleihbetrieb nach einer gewissen Zeit über-
nommen. Bei der PSA steht daher nicht der dauerhafte Verleih der
Mitarbeiter im Vordergrund, sondern ihre Integration beim Entleih-
unternehmen.

Mit der Einrichtung der PSA wird somit das Spektrum der nutzbaren
Hilfsangebote erweitert, ohne dass ein Verdrängungsprozess zu Las-
ten der Beschäftigungsinitiativen in kommunaler Trägerschaft beab-
sichtigt ist. Kommunale Beschäftigungsinitiativen werden auch in Zu-
kunft ihren Beitrag bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit durch In-
tegration der Erwerbslosen in den Arbeitsmarkt leisten. Die Entschei-
dung, welches Hilfsangebot geeignet ist und genutzt werden soll, wird
von den zuständigen Arbeitsämtern vor dem Hintergrund des indivi-
duellen Bedarfs und unter Einbeziehung des gesamten Angebots ge-
troffen.

47. Abgeordneter
Robert
Hochbaum
(CDU/CSU)

In welcher Höhe belaufen sich die freien Aus-
gabemittel im Haushaltssoll 2003 der Bundes-
anstalt für Arbeit (BA), Kapitel 2 – Eingliede-
rungstitel – im Vergleich zum Haushaltssoll
2002 unter Berücksichtigung der Verschiebung
der Strukturanpassungsmaßnahmen (SAM)
und der Vorbindung aus den jeweiligen Vor-
jahren?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 3. April 2003

Im Haushalt 2003 der Bundesanstalt für Arbeit (BA) sind für die im
Eingliederungstitel (Kapitel 2) zusammengefassten Ermessensleistun-
gen der aktiven Arbeitsmarktförderung – einschließlich der Struktur-
anpassungsmaßnahmen (SAM) – insgesamt 13,5 Mrd. Euro veran-
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schlagt. Unter Berücksichtigung der Bindungen aus den Vorjahren
mit Fälligkeit in 2003 in Höhe von rd. 7,5 Mrd. Euro belaufen sich die
freien Ausgabemittel auf rd. 6 Mrd. Euro.

Zum Vergleich:

Im BA-Haushalt 2002 waren für den Eingliederungstitel – nach Abzug
von 200 Mio. Euro für die Vermittlung Dritter in Kapitel 3 – insge-
samt rd. 14,0 Mrd. Euro und für die in Kapitel 3 ausgebrachten SAM
insgesamt rd. 1,1 Mrd. Euro, zusammen rd. 15,1 Mrd. Euro, veran-
schlagt. Nach Abzug der Vorbindungen von insgesamt rd. 7,7 Mrd.
Euro beliefen sich die zur Verfügung stehenden Ausgabemittel für
Neubewilligungen auf insgesamt rd. 7,4 Mrd. Euro. Von den zur Ver-
fügung stehenden freien Ausgabemitteln wurden in 2002 rd. 6,6 Mrd.
Euro verausgabt.

48. Abgeordnete
Rita
Pawelski
(CDU/CSU)

Wurden durch die Deregulierung des Arbeits-
marktes im März 2002 für Au-pairs wichtige
Kontrollmechanismen über die Vermittlung
aufgehoben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 31. März 2003

Die mit der Abschaffung des Erlaubnisverfahrens erfolgte Deregulie-
rung der privaten Arbeitsvermittlung Ende März 2002 bedeutet nicht,
dass damit wichtige Kontrollmechanismen aufgehoben wurden. Priva-
te Arbeitsvermittler benötigen immer noch eine Gewerbeanmeldung.
Bestimmte Schutzvorschriften, die die Rechtsbeziehungen zwischen
Arbeitsuchenden, also auch Au-pairs, und privaten Arbeitsvermittlern
regeln (z. B. Schriftformerfordernis des Vermittlungsvertrags, Begren-
zung der vom Au-pair zu zahlenden Vermittlungsvergütung), sind im
Dritten Buch Sozialgesetzbuch weiterhin geregelt. Die Überwachung
der Einhaltung dieser Schutzvorschriften obliegt wie bisher der Bun-
desanstalt für Arbeit, die festgestellte Verstöße mit Geldbußen ahnden
kann. Darüber hinaus sind die Arbeitsämter aufgrund ihrer öffentlich-
rechtlichen Stellung nach wie vor verpflichtet, Beschwerden über pri-
vate Vermittler entgegenzunehmen, zu überprüfen und im Wege der
Amtshilfe die Gewerbeämter zu unterrichten. Die Gewerbeämter ha-
ben das Recht, bei festgestellter Unzuverlässigkeit einer Vermittlungs-
agentur das Gewerbe teilweise oder ganz nach der Gewerbeordnung
zu untersagen.

49. Abgeordnete
Rita
Pawelski
(CDU/CSU)

Wie wird sichergestellt, dass sowohl Au-pairs
als auch Gastfamilien über die Rahmenbedin-
gungen eines Aufenthaltes und über die jeweili-
gen Rechte und Pflichten informiert werden?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 31. März 2003

Anlässlich eines von dem Nachrichtenmagazin „DER SPIEGEL“ auf-
gegriffenen Falls, in dem es um den Selbstmord eines Au-pairs ging,
das sich wegen der abgelaufenen Aufenthaltserlaubnis illegal in
Deutschland aufhielt, wurde die Bundesanstalt für Arbeit im Sinne
der Prävention aufgefordert, sicherzustellen, dass nicht nur die Gast-
familien das Merkblatt „Au-pair-Info für deutsche Gastfamilien“, son-
dern künftig auch die Au-pairs nachweislich mit der Erteilung der
Arbeitserlaubnis das Merkblatt „Au-pair bei deutschen Familien“ von
den Arbeitsämtern erhalten, aus dem sich auch die Rechte und Pflich-
ten während des Aufenthaltes in der Gastfamilie ergeben. Darüber
hinaus sollen die Au-pairs ausdrücklich darauf hingewiesen werden,
dass sie sich bei Problemen an das Arbeitsamt wenden können.

50. Abgeordnete
Rita
Pawelski
(CDU/CSU)

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse da-
rüber vor, dass es seit der Deregulierung des
Arbeitsmarktes einen großen Zuwachs sog.
Umvermittlungen gegeben hat, und kann es
sich bei der sog. Umvermittlung auch um
„Geschäftemacherei“ handeln?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 31. März 2003

Nein.

51. Abgeordnete
Rita
Pawelski
(CDU/CSU)

Gibt es Pläne der Bundesregierung, die Au-
pair-Vermittlungsagenturen für diesen Bereich
durch sinnvolle Qualitätsstandards besonders
zertifizieren oder kontrollieren zu lassen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 31. März 2003

Nein.

52. Abgeordneter
Uwe
Schummer
(CDU/CSU)

Unterstützt die Bundesregierung die Vorgabe
des Rundschreibens 102/2002 der Bundes-
anstalt für Arbeit, dass Weiterbildungsmaß-
nahmen bei Beschäftigung von Menschen mit
Behinderungen eine Verbleibsquote von 70%
erreichen müssen, und wie nimmt sie zu Be-
fürchtungen Stellung, dass aufgrund dieser Re-
gelung in den neuen Bundesländern fast die
gesamte Trägerstruktur für Weiterbildung be-
einträchtigt würde?
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Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger
vom 27. März 2003

Der Parlamentarische Staatssekretär Gerd Andres hat bereits mit
Schreiben vom 6. Februar 2003 namens der Bundesregierung auf Ihre
Frage zu dem Rundbrief 102/2002 der Bundesanstalt für Arbeit u. a.
erwidert, dass die Bundesregierung diesen Rundbrief zur Kenntnis ge-
nommen hat und für die Rechtsanwendung die Bundesanstalt für Ar-
beit zuständig ist (Bundestagsdrucksache 15/414, S. 29).

Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Neuausrichtung der Ar-
beitsmarktpolitik insgesamt und die von der Bundesanstalt für Arbeit
eingeleiteten Bemühungen zur Verbesserung der Effizienz beruflicher
Weiterbildung die Eingliederungschancen nach Weiterbildung trotz
der insgesamt schwierigen Arbeitsmarktsituation voraussichtlich –
auch für arbeitsmarktpolitische Zielgruppen – deutlich verbessern
werden. Davon profitieren Teilnehmer an Weiterbildung, die Beitrags-
zahler zur Arbeitsförderung und letztlich auch Weiterbildungsträger.

Die Auswirkungen auf die Träger werden insgesamt auch davon
abhängen, inwieweit es ihnen gelingt, ihr Bildungsangebot und ihre
Geschäftspolitik stärker als bisher an den regionalen und überregiona-
len arbeitsmarktlichen Erfordernissen auszurichten und auch Markt-
chancen außerhalb der von der BA geförderten Weiterbildung zu er-
schließen. Die Bundesregierung geht davon aus, dass bisher gut und
erfolgreich arbeitende Weiterbildungsträger die Situation gemeinsam
mit der BA meistern werden. Weiterbildungsträger geben z. T. an,
auch in sog. strukturschwachen Regionen Verbleibsquoten von über
70% erreichen zu können. Eine Bestandsgarantie für einzelne Weiter-
bildungslehrgänge und -träger kann es in einem unter Wettbewerbs-
gesichtspunkten funktionierenden Markt nicht geben.

Von verschiedenen Seiten ist mehrfach die Forderung nach einer nied-
rigeren Zugangsschwelle speziell für Zielgruppen erhoben worden.
Der Vorstand der BA hat sich darauf verständigt, keine Sonderre-
gelungen oder Ausnahmetatbestände vorzusehen. Eine Lockerung
der Vorgaben wäre mit dem generellen Ziel der BA, die Wirksamkeit
der aktiven Arbeitsmarktpolitik zu erhöhen, nicht zu vereinbaren. Im
Übrigen wäre es verfehlt, die Arbeitsmarktpolitik lediglich mit Blick
auf die Weiterbildungsförderung zu beurteilen. Die Arbeitsförderung
hält ein breites und wirksames Leistungsspektrum vor. Auch für Ziel-
gruppen kann die zum 1. Januar 2003 durch das Erste Gesetz für mo-
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt eingeführte Beauftragung
von Trägern mit Eingliederungsmaßnahmen nach § 421i des Dritten
Buches Sozialgesetzbuch genutzt werden.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft

53. Abgeordneter
Cajus
Caesar
(CDU/CSU)

Auf welche Beträge belaufen sich die Bundes-
und Landesmittel jeweils in den Jahren 1997,
1998 sowie 2001 und 2002, die im Rahmen der
Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und
Küstenschutz für die Kalkung von Waldböden
eingesetzt wurden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Matthias Berninger
vom 28. März 2003

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küsten-
schutz (GAK) wird die Schutzkalkung der Waldböden im Privat- und
Körperschaftswald gefördert. Die dafür aufgewandten Beträge in den
von Ihnen genannten Jahren ergeben sich aus folgender Tabelle:

Jahr

Förderung der Bodenschutzkalkung im Rahmen der
GAK (in Mio. E)

Gesamt
Bund

davon
Länder EU

1997 6,7 4,0 2,7 –

1998 9,2 5,5 3,7 –

2001 10,2 4,4 2,9 2,9

2002 Für das Jahr 2002 liegen noch keine Zahlen vor.

54. Abgeordneter
Cajus
Caesar
(CDU/CSU)

In welchen Bundesländern wurden jeweils in
den Jahren 1997, 1998, 2001 und 2002 die um-
fangreichsten und die geringsten Kalkungs-
maßnahmen durchgeführt, und welche Fläche
(in Hektar) umfassten jeweils die Kalkungen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Matthias Berninger
vom 28. März 2003

Die Bodenschutzkalkung wird in allen Waldbesitzarten durchgeführt.
Im Privat- und Körperschaftswald wird sie nicht nur im Rahmen der
GAK gefördert; einige Länder fördern die Bodenschutzkalkung im
Rahmen eigener Landesprogramme. Der Gesamtumfang der Boden-
schutzkalkung im Wald (alle Waldbesitzarten) in den von Ihnen ge-
nannten Jahren ergibt sich aus folgender Tabelle:
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Jahr

Umfang der Bodenschutzkalkung im Wald (in 1 000 ha)

Gesamt davon im

Staats-
wald

Privat- und Körperschaftswald

Gesamt davon

im Rah-
men der
GAK

außerhalb
der GAK

1997 141 70 71 40 31

1998 137 63 74 47 27

2001 125 39 86 68 18

2002 Für das Jahr 2002 liegen noch keine Zahlen vor.

Eine Differenzierung nach Ländern lässt deutlich werden, dass die Bo-
denschutzkalkung in den von Ihnen bezeichneten Jahren besonders
umfangreich in Rheinland-Pfalz, Sachsen, Niedersachsen, Hessen,
Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen und Thüringen erfolgte. In
den übrigen Ländern wurde sie in diesen Jahren dagegen nur in gerin-
gem Umfang durchgeführt.

Umfang der Bodenschutzkalkung
im Wald (in 1 000 ha)

Land 1997 1998 2001 2002

Rheinland-Pfalz 34 34 22 o.A.

Sachsen 33 33 15 o.A.

Niedersachsen 21 20 28 o.A.

Hessen 16 14 12 o.A.

Baden-Württemberg 11 18 11 o.A.

Nordrhein-Westfalen 11 7 27 o.A.

Thüringen 13 9 6 o.A.

. . . . . . . . . . . . . . .

Brandenburg 0 0,5 0 o.A.

Mecklenburg-Vorpommern 0 0,2 0 o.A.

Sachsen-Anhalt 0 0 0 o.A.

Gesamt 141 137 125 o.A.

o.A. = ohne Angabe, für 2002 liegen noch keine Zahlen vor.

55. Abgeordneter
Cajus
Caesar
(CDU/CSU)

Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregie-
rung über die positiven Wirkungen dieser Kal-
kungsmaßnahmen, beispielsweise bei der Ent-
wicklung des pH-Wertes der Böden?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Matthias Berninger
vom 28. März 2003

Die Bodenschutzkalkung ist – neben Luftreinhaltemaßnahmen – die
einzig praktikable Maßnahme, um weiteren Bodenschäden durch
Nährstoffauswaschung und Bodenversauerung entgegenzuwirken.

Es ist nachgewiesen, dass die Bodenschutzkalkung die Bodenversaue-
rung zum Stillstand bringen kann: Atmogene Säureeinträge werden
abgepuffert, der pH-Wert der Humusauflage erhöht sich. Die Boden-
lösung wird „entsauert“ und damit die Auswaschung basischer Nähr-
elemente und die Mobilisierung bodenbürtiger Schwermetalle verrin-
gert. Biologische Bodenaktivität und Streuzersetzung werden ange-
regt. Die Bodenschutzkalkung führt außerdem zu einer Stabilisierung
der Tonminerale, den in vielen Waldböden wichtigsten Nährstoffaus-
tauschern. Die Pflanzenernährung wird nachhaltig verbessert, der ty-
pische versauerungsbedingte Magnesiummangel beseitigt. Die Durch-
wurzelung wird angeregt und normalisiert sich wieder. Damit einher
geht eine Rückverlagerung der Feinwurzelmasse in tiefere Boden-
schichten, wodurch sich auch die Anfälligkeit gegen Trockenstress ver-
ringert. Die positiven Wirkungen der Bodenschutzkalkung halten bei
den gegebenen Bodenverhältnissen und atmogenen Stoffeinträgen
etwa zehn Jahre an.

56. Abgeordneter
Cajus
Caesar
(CDU/CSU)

Welche weiteren Anstrengungen wird die Bun-
desregierung unternehmen, um die Wälder in
Deutschland gesund zu halten, insbesondere
im Hinblick auf die Stabilisierung der Böden
unter Vermeidung einer Versauerung und der
damit verbundenen Auswaschung von Schwer-
metallen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Matthias Berninger
vom 28. März 2003

Die Maßnahmen der Bundesregierung setzen auf verschiedenen Ebe-
nen an:

Wichtigster Maßnahmenbereich bleibt die Luftreinhaltung. Als Ergeb-
nis der bisherigen Anstrengungen konnte die Luftqualität zwar erheb-
lich verbessert werden, gemessen an der Belastbarkeit der Ökosysteme
sind die atmogenen Stoffeinträge aber immer noch zu hoch. Dies gilt
insbesondere für versauernde und eutrophierende Luftverunreinigun-
gen (v. a. Stickstoffoxide und Ammoniak). Außerdem haben die über
Jahrzehnte in den Waldböden angesammelten Einträge von Schwefel
und Stickstoff aus der Vergangenheit zu langfristig wirksamen Verän-
derungen (z. B. Bodenversauerung, Belastung des Sickerwassers) ge-
führt und werden noch lange eine kritische Altlast bleiben.

Flankierend dazu müssen die Waldökosysteme mit forstlichen Maß-
nahmen stabilisiert werden. Auf versauerungsempfindlichen Standor-
ten spielt die Bodenschutzkalkung dabei eine zentrale Rolle.
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Außerdem ist es notwendig, den Zustand der Waldböden zu erfassen,
um das Ausmaß dieser Beeinträchtigung zu ermitteln und eine Ge-
fährdungsabschätzung durchführen zu können. Bund und Länder ar-
beiten daher daran, die Bodenzustandserhebung im Wald (BZE) zu
wiederholen. Die erste BZE wurde in den Jahren 1987 bis 1993 durch-
geführt.

57. Abgeordnete
Ursula
Heinen
(CDU/CSU)

Worauf gründet die Zuständigkeit der Bundes-
ministerin für Verbraucherschutz, Ernährung
und Landwirtschaft, Renate Künast, zur Einla-
dung zu Veranstaltungen wie „Patientinnen-
schutz ist Verbraucherschutz“ anlässlich des
Internationalen Frauentages am 8. März 2003,
gerade im Hinblick auf die offenbar federfüh-
rende Bearbeitung desselben Themas durch
das Bundesministerium der Justiz und das
Bundesministerium für Gesundheit und So-
ziale Sicherung, die kurze Zeit später, nämlich
am 19. März 2003, den „Leitfaden für Patien-
ten und Ärzte: Patientenrechte in Deutsch-
land“ vorgestellt haben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Matthias Berninger
vom 2. April 2003

Verbraucherschutz ist eine Querschnittsaufgabe. Für viele Anliegen,
die die Verbraucherinnen und Verbraucher berühren, sind andere
Bundesministerien federführend zuständig. Die Koalitionsparteien ha-
ben sich verpflichtet, Verbraucherinteressen systematisch in alle rele-
vanten Politikbereiche einzubeziehen. Diesem Ziel diente die Veran-
staltung anlässlich des Internationalen Frauentages.

58. Abgeordneter
Norbert
Schindler
(CDU/CSU)

Wie beurteilt die Bundesregierung (vgl.
AGRA-EUROPE vom 17. März 2003) unter
dem Aspekt der schwierigen Situation auf dem
Weinmarkt das Ansinnen der EU-Kommissi-
on, im Rahmen der Verhandlungen zur weite-
ren Liberalisierung des Weinhandels und im
Bemühen um einen raschen Abschluss eines
neuen Weinabkommens mit Australien, eine
Importregelung bzw. Konzession zu vereinba-
ren, die es Australien befristet erlaubt, künftig
Weine in das Gemeinschaftsgebiet zu importie-
ren, die mit Eichenspänen und Eichenmehl be-
handelt worden sind, wobei die EU-Kommis-
sion Verhandlungsmasse aus der Hand gibt,
ohne dass die australische Seite vergleichbare
Konzessionen signalisiert hätte, und wie beur-
teilt die Bundesregierung die Auswirkungen
einer derartigen Vorleistung in Bezug auf Zu-
geständnisse an weitere Wein produzierende
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Länder, die das Gemeinschaftsgebiet beliefern,
um künftig drohende Verfahren vor der Welt-
handelsorganisation (WTO) zu vermeiden?

59. Abgeordneter
Norbert
Schindler
(CDU/CSU)

Wie gedenkt die Bundesregierung den Be-
schluss der EU-Kommission, rückwirkend ab
dem 1. Januar 2001 die Einfuhr argentinischer
Weine mit Äpfelsäurezusatz in die Gemein-
schaft zuzulassen, in dem Wissen, dass in den
letzten zwei Jahren ca. 700 000 Liter argentini-
scher Wein wegen des Zusatzes von Äpfelsäu-
re in der Bundesrepublik Deutschland bean-
standet und aus dem Verkehr gezogen worden
sind, umzusetzen, und inwieweit gedenkt sie
gegen diesen Beschluss und die Vereinheitli-
chung des internationalen Weingeschmacks in
der EU-Kommission und bei den Verhandlun-
gen weiterer Weinabkommen zum Schutz der
guten deutschen Weinvielfalt vorzugehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Gerald Thalheim
vom 28. März 2003

Vorbemerkung

Bei den Entscheidungen über europäische Rechtsetzung und den Ab-
schluss internationaler Abkommen im Weinsektor sind auch die Ver-
pflichtungen zu berücksichtigen, die die Europäische Union im Rah-
men der Errichtung der Welthandelsorganisation (WTO) im Jahr
1994 durch das Übereinkommen über technische Handelshemmnisse
eingegangen ist. Aus Artikel 2 dieses Übereinkommens ergibt sich ein
Verbot der Benachteiligung gleichartiger Waren mit Ursprung in ei-
nem anderen Land und die Notwendigkeit, einschlägige internationale
Normen anzuwenden. Auch sollen technische Vorschriften nicht bei-
behalten werden, wenn die Umstände oder Ziele, die zu ihrer Annah-
me geführt haben, nicht mehr bestehen oder wenn veränderte Um-
stände oder Ziele in einer weniger handelsbeschränkenden Weise be-
handelt werden können.

Zu Frage 58

Die Europäische Kommission hat in der Begründung ihres Verord-
nungsvorschlags auf den Zusammenhang mit ihren derzeit laufenden
Verhandlungen mit Australien hingewiesen. Die Bundesregierung
setzt sich dafür ein, dass die Zulassung australischer eichenholzbehan-
delter Weine für den EU-Markt von der australischen Seite als Ent-
gegenkommen der EU anerkannt und mit entsprechendem australi-
schem Entgegenkommen hinsichtlich der EU-Wünsche beantwortet
wird.

Die Europäische Union hat die Einfuhr auch solcher Weinerzeugnisse
mit Ursprung in den USA, Südafrika und Chile zugelassen, die mit
Eichenholz behandelt worden waren. Das Office international de la
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Vigne et du Vin (OIV) hat die Eichenholzbehandlung im Jahr 2001 an-
erkannt. Mit der Zulassung eichenholzbehandelter Weinerzeugnisse
mit Ursprung in Australien würde den oben genannten Verpflichtun-
gen aus dem Übereinkommen über technische Handelshemmnisse
entsprochen.

Andere Wein erzeugende Länder können sich bereits heute auf die
Zugeständnisse der Europäischen Union an die USA und auf die Ent-
scheidungslage des OIV berufen und die Gleichbehandlung verlangen.
Sollte das Zugeständnis auch Australien gewährt werden, könnten an-
dere Wein erzeugende Länder sich zusätzlich hierauf berufen.

Zu Frage 59

Die Europäische Union hat die Einfuhr von Weinerzeugnissen mit
Ursprung in den USA, Australien, Südafrika und Chile zugelassen,
denen Äpfelsäure zugesetzt worden war. Das OIV hat den Äpfelsäure-
zusatz zu Traubenmost und zu Wein im Jahr 1999 anerkannt. Mit der
Zulassung mit Äpfelsäure versetzter Weinerzeugnisse mit Ursprung in
Argentinien wurde den oben genannten Verpflichtungen aus dem
Übereinkommen über technische Handelshemmnisse entsprochen.
Darüber hinaus wurde der Anlass der formellen Konsultationen be-
seitigt, die Argentinien in der WTO als ersten Schritt auf dem Weg zu
einem möglichen Streitbeilegungsverfahren gegen das Einfuhrverbot
als ein unzulässiges Handelshemmnis initiiert hatte, um die Einfuhr
argentinischer äpfelgesäuerter Weine in die EU zu ermöglichen. Nach
hiesiger Einschätzung war dies insofern geboten, als die Aussicht, ein
Konsultations- bzw. Streitbeilegungsverfahren erfolgreich zu bestehen,
als äußerst gering eingeschätzt wird.

Die Bundesregierung hat dieser Verordnung zugestimmt. Einer Um-
setzung dieser Verordnung in nationales Recht bedarf es nicht. Vor
dem Hintergrund der oben dargestellten rechtlichen Verpflichtungen
sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, die internationale Aner-
kennung der für die Weinerzeugung in Deutschland angemessenen
Normen und Verfahren zu erlangen und zu wahren.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung

60. Abgeordneter
Ulrich
Adam
(CDU/CSU)

Welche Auswirkungen sind im Rahmen der
Bundeswehrreform für die Bundeswehrstand-
orte Tarp und Kappeln in Schleswig-Holstein
zu erwarten und damit verbunden auch für die
dort betreuten Soldatenheime der Evangeli-
schen Arbeitsgemeinschaft für Soldatenbetreu-
ung e. V. (EAS)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 31. März 2003

Bis zum Mai 2003 sollen auf Weisung des Bundesministers der Vertei-
digung Dr. Peter Struck neue Verteidigungspolitische Richtlinien er-
arbeitet werden. Parallel dazu werden die Aufgaben und Fähigkeiten
der Bundeswehr mit dem Ziel überprüft, die Planung von Betrieb und
Investitionen mit der Finanzplanung zu synchronisieren. Diese Ergeb-
nisse sollen dem Bundesminister der Verteidigung Dr. Peter Struck
zur Entscheidung vorgelegt werden.

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen deshalb noch keine Erkenntnisse
vor, inwieweit sich daraus resultierende Anpassungen auf die Statio-
nierung der Bundeswehr und damit auf die Standorte – weder generell
noch bezogen auf die von Ihnen genannten Standorte Kappeln und
Tarp – auswirken.

61. Abgeordneter
Ulrich
Adam
(CDU/CSU)

Welche Unterstützung plant die Bundesregie-
rung für die Evangelische Arbeitsgemeinschaft
für Soldatenbetreuung e. V. (EAS), sollten die
Soldatenheime an den Standorten Tarp und
Kappeln im Rahmen der Bundeswehrreform
geschlossen werden müssen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 31. März 2003

Der oben angeführte Planungsstand gilt auch für die in Kappeln und
Tarp befindlichen Soldatenheime der Evangelischen Arbeitsgemein-
schaft für Soldatenbetreuung e. V. Grundsätzlich gilt, dass die mögli-
che Art der Unterstützung sich nur in Abhängigkeit von den konkre-
ten Interessen der EAS und der Kommunen vor Ort ergeben kann.

62. Abgeordnete
Veronika
Bellmann
(CDU/CSU)

Wie hoch ist der prozentuale Anteil von klei-
nen und mittleren Unternehmen (KMU) am
Gesamtvolumen der durch die Bundeswehr
vergebenen Aufträge und sieht die Bundes-
regierung Möglichkeiten zur bevorzugten Ver-
gabe von Aufträgen an standortnahe ostdeut-
sche KMU?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Hans Georg Wagner
vom 1. April 2003

Der Anteil von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) am Ge-
samtvolumen der durch die Bundeswehr vergebenen Aufträge betrug
für die Jahre 2000 und 2001 (für 2002 liegen noch keine Daten vor):
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Vertragsjahr 2001 Vertragsjahr 2000
Veränderung in %

2001 zu 2000

Anzahl Tsd. E Anzahl Tsd. E Anzahl Tsd. E

Insgesamt 886 728 4 102 144 923 047 3 626 197 –3,9% 13,1%

Keine Mittelstandsbetriebe 217 007 2 371 221 227 939 1 909 754 –4,8% 24,2%

Mittelstandsbetriebe bis
65 Beschäftigte oder 5 Mio. E
Jahresumsatz

355 831 1 031 452 370 020 831 199 –3,8% 24,1%

Mittelstandsbetriebe bis
500 Beschäftigte und/oder 50 Mio. E
Jahresumsatz

313 890 699 471 325 088 885 244 –3,4% –21,0%

Die Vergabe von Aufträgen der Bundeswehr erfolgt nach den Bestim-
mungen des Vergaberechtes (u. a. Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (GWB), Vergabeverordnung (VgV) und Verdingungs-
ordnung für Leistungen (VOL)).

Um im Interesse der Wettbewerbsförderung eine möglichst breite
Streuung mittelstandsgeeigneter öffentlicher Aufträge zu erreichen
und um bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen mögliche Wettbe-
werbsnachteile kleiner und mittlerer Unternehmen gegenüber großen
Unternehmen auszugleichen, hat die Bundesregierung Richtlinien er-
lassen, die bei der Anwendung der Verdingungsordnung für Leistun-
gen – ausgenommen Bauleistungen – Teil A (VOL/A) anzuwenden
sind. Diese sehen eine bevorzugte Vergabe von Aufträgen an standort-
nahe, ostdeutsche KMU nicht vor.

Eine darüber hinausgehende Bevorzugung von Bewerbern bei der
Vergabe öffentlicher Aufträge ist nur für Werkstätten für Behinderte
und Blindenwerkstätten nach ebenfalls von der Bundesregierung erlas-
senen Richtlinien vorgesehen.

63. Abgeordneter
Reinhard
Grindel
(CDU/CSU)

Ist die Bundesregierung bereit, das Soldaten-
heim Barme nach der Schließung der Nieder-
sachsen-Kaserne am 30. September 2003 las-
tenfrei an die Gemeinde Dörverden oder den
Landkreis Verden gegen die Verpflichtung ab-
zugeben, dass dieses Heim als Dorfgemein-
schaftshaus in öffentlich-rechtlicher Träger-
schaft weitergeführt wird?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 31. März 2003

Eigentümer des Soldatenheims in Dörverden-Barme ist die Evangeli-
sche Arbeitsgemeinschaft für Soldatenbetreuung e. V. in Bonn. Die
Entscheidung, ob und wem das Heim nach seiner Schließung übertra-
gen wird, kann daher nur die EAS treffen. Der Bund hat die Errich-
tung des Soldatenheims durch die Gewährung eines zinslosen Dar-
lehens unterstützt. Der auf der Grundlage der Darlehensrichtlinien
von 1967 geschlossene Darlehensvertrag bestimmt, dass für den Fall
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einer Schließung des Heims die Zustimmung des Bundesministeriums
der Verteidigung einzuholen und die noch ausstehende Tilgungs-
summe unverzüglich zurückzuzahlen ist.

64. Abgeordneter
Reinhard
Grindel
(CDU/CSU)

Wenn nein, unter welchen anderen Bedingun-
gen würde die Bundesregierung dieses Solda-
tenheim an die Gemeinde oder den Landkreis
abgeben bzw. übertragen, um die wichtige kul-
turelle Funktion dieser bedeutenden Begeg-
nungsstätte für die Gemeinde Dörverden zu
erhalten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 31. März 2003

Das Bundesministerium der Verteidigung hat dem Antrag der EAS,
das Soldatenheim zum 30. September 2003 zu schließen und zeitgleich
die aufgrund der Darlehensgewährung vertraglich übernommene
Verpflichtung zur Betreuung der Soldatinnen und Soldaten am Stand-
ort einzustellen, zugestimmt. Die Darlehensrückzahlung ist für die
EAS aufgrund ihrer wirtschaftlichen Lage von existenzieller Bedeu-
tung. Deren Interesse zielt daher darauf, das betroffene Heim zu-
mindest zum Gegenwert des noch ausstehenden Darlehensbetrages zu
verkaufen.

Das Aushandeln der diesbezüglichen Modalitäten obliegt der EAS
und der jeweils interessierten Kommune.

65. Abgeordneter
Klaus-Jürgen
Hedrich
(CDU/CSU)

Welche Auswirkungen wird die von der Bun-
desregierung geplante Reduzierung der Stück-
zahl der Kampfpanzer Typ „Leopard“ von
1 569 auf 854 Stück auf das in Celle/Scheuen
stationierte Panzerlehrbataillon 334 haben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 27. März 2003

Das Panzerlehrbataillon 334 wird mit 44 Kampfpanzern vom Typ
„Leopard 2 A6“ ausgestattet und ist – wie alle aktiven Panzerba-
taillone – nach derzeitigem Planungsstand nicht von der geplanten
Reduzierung der Gesamtstückzahl der Kampfpanzer „Leopard“ be-
troffen.

66. Abgeordneter
Klaus-Jürgen
Hedrich
(CDU/CSU)

Wird die ebenfalls von der Bundesregierung
geplante Reduzierung bei der Beschaffung des
Hubschraubers vom Typ „Tiger“ um 30 Stück
Auswirkungen auf die gemeinsam mit dem
Partner Frankreich bei der Technischen Schu-
le 3 im Standort Faßberg geplante Ausbildung
haben?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 27. März 2003

Derzeit wird im Rahmen des vom Generalinspekteur der Bundeswehr
am 20. Februar 2003 angewiesenen Untersuchungsauftrages zur Wei-
terentwicklung der Bundeswehrreform eine Neubetrachtung der
Strukturen der Heeresfliegertruppe – vor dem Hintergrund der Strei-
chung des 2. Loses „Tiger“ – vorgenommen. Die Vorschläge des In-
spekteurs des Heeres zu Strukturanpassungen sollen dem Generalin-
spekteur der Bundeswehr Ende März vorgelegt werden. Erst nach Be-
wertung und Billigung durch den Bundesminister der Verteidigung
werden sich konkrete Umfangszahlen für das auszubildende Personal
benennen lassen. Welche Auswirkungen dies gegebenenfalls auf die
Technische Schule 3 in Faßberg haben kann, ist zum gegenwärtigen
Zeitpunkt noch nicht abzusehen.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

67. Abgeordnete
Maria
Eichhorn
(CDU/CSU)

Welche konkreten Schritte plant die Bundesre-
gierung bzw. wurden bereits zur Verbesserung
der Behandlung und Betreuung von Kindern
und Jugendlichen mit seltenen zumeist gene-
tisch bedingten Erkrankungen umgesetzt, um
betroffene Familien, wie bereits von der bun-
desweiten Organisation Kindernetzwerk im
April 2002 gefordert, zu unterstützen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Christel Riemann-Hanewinckel
vom 28. März 2003

Für Kinder und Jugendliche mit den genannten Erkrankungen kom-
men nachrangig auch Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nach
dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) in Betracht. So haben
Kinder oder Jugendliche Anspruch auf Eingliederungshilfe, wenn

1. ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als
sechs Monate von dem für ihr Lebensalter typischen Zustand ab-
weicht und

2. daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist
oder eine solche Beeinträchtigung zu erwarten ist.

Ein solcher abweichender Gesundheitszustand kann auch die Folge
einer Entwicklungsstörung sein. Bei der Entscheidung über die geeig-
nete und notwendige Hilfe ist ein Arzt, der über besondere Erfahrun-
gen in der Hilfe für Behinderte verfügt, zu beteiligen. Die Umsetzung
der Vorschriften des Achten Buches Sozialgesetzbuch ist nach der
Kompetenzordnung des Grundgesetzes Aufgabe der Jugendbehörden
in den Ländern.
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68. Abgeordnete
Maria
Eichhorn
(CDU/CSU)

Welche ergänzende Unterstützung erhalten die
betroffenen Familien über die eigentliche The-
rapie hinaus, um z. B. die sozialen, alltagsbe-
zogenen oder pflegerischen Probleme besser
bewältigen zu können, und wie hoch ist der
Anteil der Praxis- und Versorgungsforschung
für diese Erkrankungen im Verhältnis zu den
Gesamtforschungsmitteln?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Christel Riemann-Hanewinckel
vom 28. März 2003

Ergänzend zu den unter Frage 67 genannten Leistungen kommen
Angebote der allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie
nach § 16 SGB VIII, insbesondere Angebote der Familienfreizeit und
der Familienerholung nach § 16 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII, in Betracht.

Darüber hinaus unterhält die Nationale Kontakt- und Informations-
stelle für Selbsthilfegruppen (NAKOS) Datenbanken mit Informatio-
nen zu lokalen Selbsthilfegruppen, die im Internet abrufbar sind. Ge-
rade bei seltenen Erkrankungen vermittelt NAKOS über die Daten-
banken hinaus auch Kontakte zu anderen betroffenen Einzelpersonen.
Bei der Pflege und Weiterentwicklung dieses bundesweiten Informati-
ons- und Beratungsangebots wird NAKOS durch das Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend mit 251 000 Euro im
Jahr 2003 unterstützt.

69. Abgeordnete
Maria
Michalk
(CDU/CSU)

Wie viele Zivildienststellen in Deutschland ent-
fallen auf Träger, die in Wohlfahrtsverbänden
organisiert sind, und wie viele entfallen auf an-
dere Träger (freie Träger, Kommunen etc.)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Christel Riemann-Hanewinckel
vom 31. März 2003

Von den im März 2003 insgesamt 40 564 als Beschäftigungsstelle im
Zivildienst anerkannten Einrichtungen mit insgesamt 188 364 Zivil-
dienstplätzen entfallen 26 821 Zivildienststellen mit 137 574 Zivil-
dienstplätzen auf die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege und
13 743 Zivildienststellen mit 50 790 Zivildienstplätzen auf andere Trä-
ger (freie Träger, Kommunen, Sport etc.).
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
und Soziale Sicherung

70. Abgeordneter
Rainer
Eppelmann
(CDU/CSU)

Wie viele neue Stellen entstehen tatsächlich bei
der Bundesknappschaft in Cottbus und wie
viele an anderen Standorten der Bundesknapp-
schaft im Zusammenhang mit der Entschei-
dung des Gesetzgebers, die Bundesknapp-
schaft in Cottbus zur Einzugsstelle für die Mi-
ni-Jobs zu machen?

Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann
vom 27. März 2003

Im Haushalt der Bundesknappschaft sind für die Errichtung der Zen-
tralen Einzugsstelle bei der Bundesknappschaft insgesamt 1 612 neue
Stellen und Planstellen vorgesehen. In Cottbus werden auf Dauer rd.
900 Arbeitsplätze entstehen.

71. Abgeordneter
Rainer
Eppelmann
(CDU/CSU)

In welchem Verfahren sind die entsprechenden
Entscheidungen getroffen worden?

Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann
vom 27. März 2003

Nach der im Vermittlungsverfahren getroffenen Entscheidung über
die Zentrale Einzugsstelle hat die Bundesknappschaft am 21. Januar
2003 eine Vereinbarung mit dem Land Brandenburg zur Verteilung
der Arbeitsplätze geschlossen. Danach sollen in einer ersten Stufe bis
zum 31. Dezember 2003 insgesamt 600 neue Arbeitsplätze in Cottbus
errichtet werden. Weitere 300 Arbeitsplätze sollen bis zum 30. Juni
2005 folgen.

72. Abgeordneter
Rainer
Eppelmann
(CDU/CSU)

Warum entstehen nicht alle benötigten neuen
Stellen bei der Bundesknappschaft in Cottbus,
wie vom Gesetzgeber mit dem Zweiten Gesetz
für moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt gewollt?

Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann
vom 27. März 2003

Die mit dem Land Brandenburg getroffene Vereinbarung trägt den
vom Gesetzgeber auf der Basis des Vermittlungsverfahrens getroffe-
nen Festlegungen in vollem Umfang Rechnung und stellt zugleich die
sofortige Umsetzung der umfangreichen Aufgaben der Zentralen Ein-
zugsstelle ab dem 1. April 2003 sicher. Praktisch alle dauerhaften Stel-
len werden in Cottbus angesiedelt. Von den bewilligten 1 612 neuen
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Stellen und Planstellen werden 112 Stellen für Aufgaben der Lohnaus-
gleichskasse (finanziert durch Umlage der Arbeitgeber) benötigt; von
den für die Zentrale Einzugsstelle ausgebrachten Stellen sind zurzeit
150 Stellen gesperrt. Sie können erst bei Erreichen des vollen Arbeits-
volumens mit Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen ent-
sperrt werden. Weitere 650 Stellen sind nur befristet bis 2006/2007
ausgebracht und fallen künftig weg.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen

73. Abgeordneter
Thomas
Dörflinger
(CDU/CSU)

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsa-
che, dass die Abschnitte „Hauenstein–Tien-
gen“ (Vordringlicher Bedarf) sowie „Lauchrin-
gen-Geißlingen“ (Weiterer Bedarf) der Hoch-
rhein–Autobahn A 98 im Entwurf des Bundes-
verkehrswegeplans als Bundesstraße B 34 aus-
gewiesen sind, und hält die Bundesregierung
an dem für die A 98 seit dem Bundesverkehrs-
wegeplan 1992 geltenden planungsrechtlichen
Prinzip der „längsgeteilten Dringlichkeit“ fest?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann
vom 31. März 2003

Die Bundesregierung hält im Entwurf des Bundesverkehrswegeplans
2003 (BVWP) an der längsgeteilten Dringlichkeit der Bundesauto-
bahn A 98 zwischen dem Autobahndreieck Rheinfelden und Hauen-
stein fest. Die Ergebnisse im Rahmen der Überarbeitung des Bedarfs-
planes für die Bundesfernstraßen haben gezeigt, dass aufgrund der zu
erwartenden Verkehrsbelastungen zwischen Hauenstein und Tiengen
(Vordinglicher Bedarf) bzw. zwischen Lauchringen/Ost und Geißlin-
gen (Weiterer Bedarf) ein zwei- bzw. dreistreifiger Straßenzug aus-
reicht.

Im vorliegenden Entwurf des BVWP wurde die Bundesautobahn
A 98, Teilstück Hauenstein–Tiengen als Bundesstraße B 34 ausgewie-
sen. In der dem Kabinett zur Beschlussfassung zuzuleitenden Fassung
wird dieses Teilstück wieder als Bundesautobahn A 98 ausgewiesen.

74. Abgeordneter
Reinhard
Grindel
(CDU/CSU)

Aus welchen Gründen und planerischen Über-
legungen hat die Bundesregierung im Referen-
tenentwurf des Bundesverkehrswegeplans die
Ortsumgehung Verden (Bundesstraße B 215)
nur unter „Neue Vorhaben – Weiterer Bedarf“
aufgeführt und nicht im Vordringlichen Be-
darf, obwohl die Maßnahme eine Nutzen/Kos-
ten-Relation von über 10 hat und das Raum-
ordnungsverfahren bereits in Vorbereitung ist?
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75. Abgeordneter
Reinhard
Grindel
(CDU/CSU)

Aus welchen Gründen und planerischen Über-
legungen hat die Bundesregierung im Referen-
tenentwurf des Bundesverkehrswegeplans die
Ortsumgehung Scheeßel (Bundesstraße B 75)
nur unter „Neue Vorhaben – Weiterer Bedarf“
aufgeführt und nicht im Vordringlichen Be-
darf, obwohl die Gemeinde Scheeßel hohe fi-
nanzielle Eigenleistungen erbracht hat, so dass
der Planfeststellungsbeschluss bereits ergangen
ist?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 31. März 2003

Nach Abwägung der im Rahmen der Überprüfung des Bundesver-
kehrswegeplans zur Disposition anstehenden Bundesfernstraßenmaß-
nahmen in Niedersachsen kam die Einstufung der Ortsumgehung Ver-
den im Zuge der Bundesstraße B 215 in den Vordringlichen Bedarf im
Hinblick auf ihren frühen Planungsstand, unter Beachtung des erkenn-
baren Umweltrisikos und unter Berücksichtigung des verfügbaren
Finanzvolumens bis 2015 vor dem Hintergrund der Kostensteigerung
auf rd. 24,8 Mio. Euro – insbesondere durch die Allertalbrücke mit
rd. 800 m Länge – nicht in Betracht.

Die Ortsumgehung Scheeßel im Zuge der Bundesstraße B 75 konnte
im Hinblick auf ihren frühen Planungsstand – bisher ist nur die Li-
nienführung im Rahmen eines in 2002 festgesetzten Flächennutzungs-
plans festgelegt worden – und unter Beachtung ihrer netzkonzeptio-
nellen Wirkung sowie unter Berücksichtigung des verfügbaren Finanz-
volumens bis 2015 nicht für den Vordringlichen Bedarf vorgeschlagen
werden.

76. Abgeordneter
Klaus-Jürgen
Hedrich
(CDU/CSU)

Wie viele Mittel stellt die Bundesregierung für
den Neubau von Bundesfernstraßen dem Land
Niedersachsen in diesem Jahr zur Verfügung,
und wann werden diese Gelder bereitgestellt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 1. April 2003

Im Entwurf zum Haushalt 2003 sind für das Land Niedersachsen der-
zeit rd. 169 Mio. Euro zur Finanzierung der Maßnahmen des Bedarfs-
plans für die Bundesfernstraßen vorgesehen. Die endgültige Bereitstel-
lung der Mittel erfolgt voraussichtlich im April/Mai 2003 nach Verab-
schiedung des Bundeshaushalts mit den Verfügungsrahmen für das
Jahr 2003.

77. Abgeordneter
Klaus-Jürgen
Hedrich
(CDU/CSU)

Hat die Bundesregierung nach der Vorlage
des Bundesverkehrswegeplans ihre Auffassung
geändert und ist nun bereit, die nötigen
26,8 Mio. Euro zur Finanzierung des ersten
Bauabschnittes der Ortsumgehung Celle (Bun-

Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode Drucksache 15/791– 43 –



desstraße 3, Celle–Ehlershausen) unverzüglich
zur Verfügung zu stellen, damit die niedersäch-
sische Straßenbauverwaltung mit den Aus-
schreibungen beginnen kann, sobald der Plan-
feststellungsbeschluss erfolgt ist?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 1. April 2003

Die Maßnahme ist im Entwurf zum Bundesverkehrswegeplan
(BVWP) in den „Vordringlichen Bedarf“ eingestuft worden. Der Ent-
wurf des BVWP wird nach Abstimmung mit den Bundesressorts und
den Ländern sowie nach Anhörung der Verbände vor der parlamenta-
rischen Sommerpause dem Kabinett zur Beschlussfassung zugeleitet.
Hieran werden sich die Gesetzgebungsverfahren für die Novellen zum
Fernstraßenausbaugesetz sowie zum Bundesschienenwegeausbauge-
setz mit ihren jeweiligen Bedarfsplänen anschließen.

Erst nach Aufnahme der Maßnahme in neuen Bedarfsplan und nach
Vorliegen des Baurechts wird mit dem Land Niedersachsen über die
Finanzierung und damit die Einstellung in den Bundeshaushalt zu
sprechen sein.

78. Abgeordnete
Sibylle
Laurischk
(FDP)

Welche objektiven und sachlichen Gründe gibt
es aus Sicht des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen, die Bundes-
autobahn A 5 zwischen Offenburg und Frei-
burg nur auf einem Teilstück von Teningen bis
Freiburg bis zum Jahr 2015 sechsspurig auszu-
bauen, das Zwischenstück von Offenburg bis
Teningen aber nur in den Weiteren Bedarf auf-
zunehmen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 28. März 2003

Die geringere Verkehrsbelastung gegenüber den Nachbarabschnitten
und vor allem finanzielle Gründe waren für die nachrangige Einstu-
fung des Abschnittes der Bundesautobahn A 5 von der Anschlussstelle
Offenburg bis zur Anschlussstelle Teningen maßgebend.

79. Abgeordnete
Sibylle
Laurischk
(FDP)

Welchen Sinn sieht die Bundesregierung darin,
einen Autobahnanschluss Offenburg Süd
„A 5 –Egersweier“ im Vorrangigen Bedarf
auszuweisen, den unmittelbar anschließenden
Autobahnabschnitt Offenburg–Teningen aber
nicht auszubauen, sondern im Weiteren Bedarf
auszuweisen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 28. März 2003

Verkehrliche Aspekte der Entlastung des bestehenden Straßennetzes
besonders im Zuge der vorhandenen Bundesstraße B 33 und städte-
bauliche Gesichtspunkte rechtfertigen die Aufnahme einer Verbin-
dung zwischen der Bundesautobahn A 5 und Elgersweier (Bundesstra-
ßen B 3/B 33) in den Vordringlichen Bedarf. Dies spiegelt sich auch in
dem sehr hohen Nutzen/Kosten-Verhältnis für diese Maßnahme wi-
der. Ob davon ausgehend der im künftigen Vordringlichen Bedarf aus-
gewiesene sechsstreifige Ausbau über die Anschlussstelle Offenburg
hinaus bis Offenburg/Süd verlängert werden muss, sollten die bevor-
stehenden Gespräche zum Bundesverkehrswegeplan 2003 klären.

80. Abgeordnete
Sibylle
Laurischk
(FDP)

Welche Zielsetzung verfolgt die Bundesregie-
rung, wenn sie einerseits die verkehrliche An-
bindung vorhandener Flughäfen im Bundes-
verkehrswegeplan für vorrangig hält und ande-
rerseits die Anbindung des im Bundesverkehrs-
wegeplan erwähnten Flugplatzes Lahr mit der
Ausweisung des Teilstücks A 5 Offenburg–
Teningen im Weiteren Bedarf nicht optimiert?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 28. März 2003

Da der Flugplatz Lahr gemäß Entwurf Bundesverkehrswegeplan 2003
weder zu den internationalen Verkehrsflughäfen noch zu den Regio-
nalflugplätzen zählt, sind Überlegungen hinsichtlich seiner Fernver-
kehrsanbindung derzeit nicht relevant.

81. Abgeordneter
Dr. Michael
Meister
(CDU/CSU)

Wie steht die Bundesregierung mit Blick auf
die anstehenden bzw. zukünftigen Fortschrei-
bungen des Bundesverkehrswegeplans zu dem
Vorschlag, dass die Aufnahme von Straßen-
bauprojekten in den Bundesverkehrswegeplan
zwingend u. a. davon abhängig gemacht wer-
den soll, ob diese mit der Flora-, Fauna-, Ha-
bitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) in Einklang
stehen oder nicht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 27. März 2003

Der Entwurf des Bundesverkehrswegeplans (BVWP) als Investitions-
rahmenplan ist die Dokumentation des von der Bundesregierung für
erforderlich gehaltenen Aus- und Neubaubedarfs sowie des Erhal-
tungsbedarfs von Verkehrswegen. Dabei wird eine Einordnung der
hierzu vorgesehenen Aus- und Neubauprojekte entsprechend ihrer
volkswirtschaftlichen Bewertung sowie der ökologisch und raumord-
nerischen Einschätzung vorgenommen. Bei der Überarbeitung des
Bundesverkehrswegeplans 1992 wurde großer Wert auf die frühzeitige
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Einschätzung aller disponiblen Vorhaben hinsichtlich umwelt- und na-
turschutzfachlicher Konflikte bereits auf der Generalplanungsebene
gelegt, um die verfahrensmäßigen Risiken eines Vorhabens zu mini-
mieren. Hinsichtlich der Einhaltung der Flora-, Fauna-, Habitat-Richt-
linie (FFH-Richtlinie) wurde bei allen neuen Projekten eine Vorab-
untersuchung (Früherkennungssystem zur Auswahl ökologisch prob-
lematischer Projekte durch das Bundesamt für Naturschutz) durchge-
führt. Soweit eine naturschutzfachliche Konflikthäufung erkennbar
wurde, schloss sich eine URE/FFH-Verträglichkeitseinschätzung un-
abhängig von der Größe des Vorhabens an.

Da auf der Generalplanungsebene eine Entscheidung über die Verein-
barkeit des Vorhabens mit den Zielen der FFH-Richtlinie bzw. den
§§ 34, 35 Bundesnaturschutzgesetz nicht abschließend getroffen wer-
den kann, gilt grundsätzlich Folgendes:

Bei den besonders auffälligen Projekten ist die in der Umweltrisi-
koeinschätzung bzw. in der FFH-Verträglichkeitseinschätzung aufge-
zeigte naturschutzfachliche Problematik abzuarbeiten. Für diese Pro-
jekte besteht ein umfassender Planungsauftrag. Dabei wird auch un-
tersucht, inwieweit bei den insofern noch nicht entscheidungsreifen
Projekten die bisherigen Planungen oder aber Alternativplanungen,
vor allem der Ausbau des vorhandenen Straßennetzes, verwirklicht
werden können. Über dieses Ergebnis berichtet das Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen dem Deutschen Bundes-
tag so rechtzeitig, dass dieser das Ergebnis bei der Einstellung der Pro-
jekte in den Straßenbauplan als Anlage zum Bundeshaushalt berück-
sichtigen kann. Erst mit der Einstellung der Projekte dieser Kategorie
in den Straßenbauplan als Anlage zum Bundeshaushalt und durch die
im Bedarfsplan enthaltene gesetzliche Fiktion werden sie zu Projekten
des Vordringlichen Bedarfs, weil für ihre Verkehrsbeziehung ein Aus-
baubedarf im Sinne des Fernstraßenausbaugesetzes festgestellt ist.

Auch diese Projekte sind daher Projekte des BVWP, allerdings mit be-
sonderer Markierung.

82. Abgeordneter
Max
Straubinger
(CDU/CSU)

Ist es zutreffend, dass Frankreich und Italien
eine Ausnahmeregelung für ihr Speditionsge-
werbe durchgesetzt haben, um ihre Dieselsteu-
ersubventionen bis 2005 fortführen zu dürfen
(siehe „Italienische Milchquoten blockieren
EU-Zinssteuer“ aus der Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung vom 22. März 2003)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 2. April 2003

Es ist zutreffend, dass mit Frankreich und Italien hinsichtlich der Mi-
neralölsteuervergünstigungen für das Transportgewerbe anlässlich des
Rates der Wirtschafts- und Finanzminister am 19. März 2003 eine
politische Einigung erzielt worden ist. Danach können beide Mitglied-
staaten die Vergünstigungen bis Ende 2004 fortführen. Sie müssen
jedoch innerhalb der gewährten Übergangsfrist in einem Zwischen-
schritt den Betrag der Mineralölsteuerentlastung nahezu um die
Hälfte reduzieren. Diese Regelung ist Bestandteil der Energiesteuer-
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Richtlinie und bedarf wie diese noch der förmlichen Verabschiedung
durch den Rat.

83. Abgeordneter
Max
Straubinger
(CDU/CSU)

Wenn ja, wird die Bundesregierung entspre-
chend der Zusage des damaligen Bundesminis-
ters für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen,
Kurt Bodewig, jetzt auf nationaler Ebene Maß-
nahmen ergreifen, die die wettbewerbsverzer-
renden Steuersubventionen für das Transport-
gewerbe ausgleichen (vgl. Presseerklärung
Nr. 300/01 vom 19. Oktober 2001)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 2. April 2003

Die Bundesregierung beabsichtigt weiterhin, mit Einführung der Lkw-
Maut einen größtmöglichen Harmonisierungsschritt bei den fiskali-
schen Wettbewerbsbedingungen im europäischen Güterkraftverkehr
vorzunehmen. Sie hat hierzu ein Volumen von etwa 300 Mio. Euro
vorgesehen.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit

84. Abgeordneter
Otto
Fricke
(FDP)

Wie weit sind die Vorbereitungen der Bundes-
regierung hinsichtlich der aufgrund der Richt-
linie 2002/49/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 25. Juni 2002 über
die Bewertung und Bekämpfung von Umge-
bungslärm (Umgebungslärmrichtlinie) notwen-
digen Berichte und Maßnahmen fortgeschrit-
ten, und welche Maßnahmen beabsichtigt die
Bundesregierung in diesem Zusammenhang
speziell in Bezug auf einen europaweit verbind-
lichen Mindest-Lärmschutz im Bereich Schie-
nenverkehr einzuleiten bzw. zu fördern?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf
vom 4. April 2003

Nach der Richtlinie 2002/49/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 25. Juni 2002 über die Bewertung und Bekämpfung
von Umgebungslärm (ABl. EG Nr. L 189/12) sind folgende Berichte
an die Europäische Kommission zu übermitteln:

1. Bericht nach Artikel 4 Abs. 2 der Richtlinie bis zum 18. Juli 2005
über die für die Anwendung der Richtlinie zuständigen Behörden,
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2. Bericht nach Artikel 5 Abs. 4 der Richtlinie bis zum 18. Juli 2005
über alle relevanten, in Deutschland geltenden oder geplanten, in
Lden und Lnight und gegebenenfalls Lday und Levening ausgedrückten
Grenzwerte für Straßenverkehrslärm, Eisenbahnlärm, Fluglärm im
Umfeld von Flughäfen und Lärm in Industriegebieten, einschließ-
lich Erläuterungen zur Umsetzung der Grenzwerte,

3. Bericht nach Artikel 7 Abs. 1 der Richtlinie bis zum 30. Juni 2005
über den Bestand an Hauptverkehrsstraßen mit einem Verkehrs-
aufkommen von über sechs Millionen Kraftfahrzeugen pro Jahr,
Haupteisenbahnstrecken mit einem Verkehrsaufkommen von über
60 000 Zügen pro Jahr, Großflughäfen und Ballungsräumen mit
mehr als 250 000 Einwohnern,

4. Bericht nach Artikel 7 Abs. 2 der Richtlinie bis zum 31. Dezember
2008 über den Gesamtbestand an Ballungsräumen sowie Hauptver-
kehrsstraßen und Haupteisenbahnstrecken in Deutschland,

5. Berichte nach Artikel 10 Abs. 1 der Richtlinie binnen sechs Mona-
ten nach dem 30. Juni 2007 bzw. 30. Juni 2012 mit Informationen
aus den strategischen Lärmkarten nach Artikel 7 Abs. 1 bzw. 2 der
Richtlinie,

6. Berichte nach Artikel 10 Abs. 1 der Richtlinie binnen sechs Mona-
ten nach dem 18. Juli 2008 bzw. 18. Juli 2013 mit Zusammenfas-
sungen der Aktionspläne nach Artikel 8 Abs. 1 bzw. 2 der Richt-
linie.

Im Hinblick auf den Bericht zu 1. über die zuständigen Behörden be-
darf es zunächst der Umsetzung der Richtlinie in deutsches Recht, da
nur aufgrund der Festschreibung von bestimmten Aufgaben auch eine
verbindliche Bestimmung der Zuständigkeiten möglich ist. Im Rah-
men der derzeit laufenden Erarbeitung eines Gesetzentwurfes zur
Umsetzung der Richtlinie werden Aufgaben und Zuständigkeiten auf-
einander abgestimmt.

Da der Bericht zu 2. über die relevanten Grenzwerte die aktuelle
Rechtslage widerspiegeln muss, kann eine Vorbereitung erst erfolgen,
wenn nach Umsetzung der Richtlinie in deutsches Recht Klarheit über
die Rechtslage besteht.

Im Hinblick auf die Berichte zu 3. und 4. über den Bestand an den für
die Lärmkartierung relevanten Verkehrsanlagen und Ballungsräumen
sind bereits erste Untersuchungen und Erhebungen durchgeführt wor-
den. Diese Arbeiten werden fortgeführt und weiter aktualisiert.

Da die Berichte zu 5. und 6. voraussetzen, dass bereits Ergebnisse aus
der Durchführung der Lärmkartierung und Aktionsplanung vorliegen,
kann eine Vorbereitung erst nach diesem Zeitpunkt erfolgen.

Hinsichtlich der aufgrund der Richtlinie notwendigen Maßnahmen
zur Lärmkartierung und Aktionsplanung beziehen sich die Vorberei-
tungen der Bundesregierung vor allem auf die Erarbeitung eines Ge-
setzentwurfs zur Umsetzung der Richtlinie in deutsches Recht. Mit
einem Umsetzungsgesetz werden die erforderlichen Voraussetzungen
geschaffen, um die Lärmkartierung und Aktionsplanung durchführen
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zu können. Es ist beabsichtigt, nach der Sommerpause mit einem sol-
chen Gesetzentwurf in die parlamentarischen Beratungen zu gehen.

Ein europaweit verbindlicher Mindest-Lärmschutz im Bereich Schie-
nenverkehr kann nur durch entsprechende Gemeinschaftsmaßnahmen
geschaffen werden. Die Umgebungslärmrichtlinie sieht in Artikel 1
Abs. 2 vor, dass diese Richtlinie auch eine Grundlage für die Einfüh-
rung von Gemeinschaftsmaßnahmen zur Lärmminderung u. a. bei
Schienenfahrzeugen und Schieneninfrastruktureinrichtungen darstel-
len soll. Im Hinblick auf die zu diesem Zweck von der Europäischen
Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat spätestens
bis zum 18. Juli 2006 vorzulegenden Vorschläge für Rechtsvorschrif-
ten wird die Bundesregierung ihrerseits geeignete Vorschläge unter-
breiten.

85. Abgeordneter
Stephan
Hilsberg
(SPD)

Welche Erkenntnisse über die Ursachen der
Hochwasserkatastrophe im vergangenen Som-
mer liegen der Bundesregierung heute vor,
und welche Schlussfolgerungen zieht sie da-
raus?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst
vom 2. April 2003

Das außerordentliche Hochwasserereignis im August 2002 hatte seine
Ursache in Starkniederschlägen von bisher unbekannten Ausmaßen.
Räumliche Schwerpunkte dieser Niederschläge waren die Voralpen,
der Bayerische Wald, der Böhmerwald und vor allem das Osterzgebir-
ge. Die dadurch ausgelösten extremen Abflusswellen in den Flüssen,
in erster Linie im Einzugsgebiet der Elbe, übertrafen größtenteils die
Grenzen der in der Vergangenheit getroffenen Hochwasserschutzein-
richtungen und richteten daher extreme Schäden an. Die Bundesregie-
rung griff diese Herausforderung auf, veranlasste mit dem Flutopfer-
hilfegesetz rasche und unbürokratische Hilfe für die Betroffenen und
beschloss mit dem 5-Punkte-Programm vom 15. September 2002 weg-
weisende Arbeitsschritte zur Verbesserung des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes.

86. Abgeordneter
Stephan
Hilsberg
(SPD)

Welche Maßnahmen zur Verbesserung des
Hochwasserschutzes wurden seit der Hochwas-
serkatastrophe im vergangenen Sommer in
den betroffenen Gebieten durch die Bundes-
regierung ergriffen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst
vom 2. April 2003

Der Bund hatte schon vor der Hochwasserkatastrophe vom August
2002 mit der Novellierung des Wasserhaushaltsgesetzes, des Bundes-
naturschutzgesetzes, des Raumordnungsgesetzes und des Baugesetz-
buches sowie dem Erlass des Bundes-Bodenschutzgesetzes rechtliche
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Regelungen zum vorsorgenden Hochwasserschutz getroffen, die von
den Ländern umzusetzen und zu vollziehen sind.

Mit ihrem 5-Punkte-Programm hat die Bundesregierung die Eck-
punkte zur weiteren Verbesserung des vorsorgenden Hochwasser-
schutzes beschrieben. Das BMU erarbeitet zz. einen Gesetzentwurf
zur rechtlichen Umsetzung des 5-Punkte-Programms.

Dieses 5-Punkte-Programm wird gegenwärtig in gemeinsamen Gre-
mien mit den Ländern konkretisiert und vollzugsgerecht ausgestaltet.

87. Abgeordneter
Stephan
Hilsberg
(SPD)

Welche Qualität von Hochwasserschutz wird
durch die Maßnahmen der Bundesregierung
im Ergebnis angestrebt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst
vom 2. April 2003

Oberste Ziele sind, bei vergleichbaren Ereignissen künftig Schäden
erheblich zu reduzieren und gleichzeitig nachteilige menschliche Ein-
griffe in den Naturhaushalt so weit wie möglich rückgängig zu ma-
chen, auszugleichen und künftig zu vermeiden. Im Übrigen ist es
Aufgabe der Länder, konkrete Zielsetzungen im Hochwasserschutz
vorzugeben.

88. Abgeordneter
Willi
Zylajew
(CDU/CSU)

Trifft es zu, dass die Bundesregierung plant
bzw. darüber diskutiert, im Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG) eine Härtefallregelung für
stromintensive Unternehmen vorzusehen?

Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake
vom 31. März 2003

Ja, es trifft zu, dass die Bundesregierung über die Einführung einer
Härtefallregelung für energieintensive Unternehmen im Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) berät.

89. Abgeordneter
Willi
Zylajew
(CDU/CSU)

Welche Ausgestaltungsmöglichkeiten dieser
Härtefallregelung werden innerhalb der Bun-
desregierung diskutiert bzw. favorisiert, und
welche Konsequenzen hätte die jeweilige Aus-
gestaltungsform der Härtefallregelung für
energieintensive Unternehmen?

Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake
vom 31. März 2003

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit sowie das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit haben
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sich über Eckpunkte der geplanten Regelung verständigt. Danach
können stromintensive Unternehmen des produzierenden Bereichs
von sich aus dem EEG ergebenden Kosten teilweise befreit werden,
sofern sie nachweisen, dass diese Kosten maßgeblich zu einer unbeab-
sichtigten Härte im Sinne einer erheblichen und nicht nur vorrüber-
gehenden Beeinträchtigung der Wettbewerbsfähigkeit des Unterneh-
mens oder von selbständigen Teilen des Unternehmens führen. Die
Härtefallregelung wird dazu führen, dass die von ihr begünstigten Be-
triebe die sich aus dem EEG ergebenden Kosten nur teilweise tragen
müssen.

90. Abgeordneter
Willi
Zylajew
(CDU/CSU)

Wann plant die Bundesregierung über eine
mögliche Härtefallregelung zu beschließen?

Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake
vom 31. März 2003

Die Bundesregierung wird über eine mögliche Härtefallregelung be-
schließen, sobald der Gesetzentwurf ressortabgestimmt ist.

Berlin, den 4. April 2003
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